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Anser Tag .
Der erste Versuch , die arbeitenden Frauenmassen zum Kampfe

für das volle politische Bürgerrecht des weiblichen Geschlechts
international um das Banner der Sozialdemokratie zu sammeln
und in eine einheitliche , geschlossene Front zu stellen , ist glänzend

ausgefallen . Der Erste sozialdemokratische Frauentag hat sich in

Dänemark und der Schweiz , hat sich ganz besonders in Oster¬

reich und Deutschland zu einem großen , bedeutsamen Erfolg ge¬

staltet , der die belehren muß , die nicht etwa an der Güte und

Gerechtigkeit der Sache ziveifeln , um die es geht , wohl aber an

der Stärke der eigenen Kraft , sie zum Siege zu führen . In
vielen Hunderten von Versammlungen über die Landesgrenzen

hinweg sind viele Hunderttausende , sind sicher über eine Million

von Frauen und Männern eins gewesen in der Bekundung der

Überzeugung , daß dem weiblichen Geschlecht das Wahlrecht und

die Wählbarkeit zu allen gesetzgebenden und verwaltenden Körper¬

schaften gebühre als Anerkennung der sozialen Mündigkeit und

der sozialen Lebensnotwendigkcit , seine Interessen selbst wahr¬

zunehmen . Und die aufmarschierten Massen haben dem grund¬

sätzlichen Bekenntnis zum gleichen politischen , unbeschränkten

Recht für Mann und Weib die ebenso einheitliche Willenskund¬

gebung hinzugefügt , dieses Recht in ausdauerndem Kampfe den

Schützern uralten Unrechts zu entreißen .
Mit freudigem Stolze dürfen wir es niederschreiben : dieser

internationale sozialdemokratische Frauentag ist die wuchtigste

Kundgebung für das Frauenwahlrecht gewesen , welche die Ge¬

schichte der Bewegung für die Emanzipation des weiblichen Ge¬

schlechts bis heute verzeichnen kann . Trotz seiner schlichten äußeren

Form verblassen neben ihm und seiner Bedeutung die farben¬

prächtigen , mit großem Geschick und noch größeren materiellen

Mitteln organisierten Demonstrationen der englischen Suffra -

gettes . Ihrem Gehalt nach verhalten sie sich zu der internationalen

sozialdemokratischen Knndgebung wie ein vorübergehend fesseln¬
des Bühnenbild zum kraftvoll pulsierenden Leben selbst . Daher
>vird unserer Demonstration auch nie , wie dem Niesenaufmarsch
der Suffragettcs in London , die Farce einer Kandidatur für

das Franenwahlrecht folgen , die ganze SO Stimmen auf sich
vereinigt . Die Hunderte und Taufende , die in den einzelnen
Versammlungen zusammenströmten , konnten nur um den Preis
von persönlichen Opfern und Unbequemlichkeiten an den Ver¬

anstaltungen teilnehmen , unter Verzicht auch auf den ersten
schönen Frühlingssonntag , den wenigstens bei uns in Deutsch¬
land der launische Wettergott bescherte . Es waren ja fast aus¬

schließlich Frauen und Männer , auf deren Nacken tagaus tagein
das Joch der unbarmherzigen kapitalistischen Ausbeutung lastet .
Aber gerade darum trieb sie ein heiliger Ernst der klar be¬

wußten und begründeten libcrzeugung , ein unerschütterlicher
Wille zur Bekundung ihres Willens . Der Kampf für die volle

politische Emanzipation des weiblichen Geschlechts als für ein

Recht der Persönlichkeit , das losgelöst ist von jedem Vorrecht
des Besitzes und der Bildung , ist vor allem ein Kanipf der
arbeitenden Frauen . Daher ist er untrennbar dem Ringen des

klassenbewußten Proletariats für eine durchgreifende Demokratie

eingegliedert . Seine entscheidenden Schlachten werden in Ver¬

bindung mit diesem Ringen unter Führung der Sozialdemo¬
kratie von den arbeitenden und ausgebeuteten Massen ohne
Unterschied des Geschlechts geschlagen werden , deren Rechts -
begehrcn sich die ausbeutende Minderheit ebenfalls ohne Unter¬

schied des Geschlechts zäh und erbittert entgegcnstemmt . In
Deutschland und , soviel wir bis jetzt urteilen können , auch in

Osterreich ist dieser ausgesprochen proletarisch - sozialdemokratische
Charakter des Kampfes für das Franenwahlrecht unzweideutig
in die Erscheinung getreten . Die bürgerlichen Frauen haben
bei uns in den Versammlungen im allgemeinen so gut wie

vollständig gefehlt , und wo sie hier und da doch vertreten

waren , bildeten sie eine verschwindende Minderheit , zu schwach ,
nm dem Charakter der Versammluiigen ein anderes Gepräge
aufzudrücken . Kein Wunder das ! Nach den letzten Veröffent¬
lichungen zählten die bürgerlichen Frauenstimmrechtsorgani¬
sationen noch nicht einmal 3000 Mitglieder , und diese sind
außerdem noch in Anhängerinnen und Gegnerinnen des all¬

gemeinen Wahlrechts gespalten . Auf die sozialdemokratische
Kundgebung war außerdem in der frauenrechtlerischen Presse
mit keinem Worte hingewiesen worden . Und das , obgleich die

nämlichen Blätter ein betäubendes Freudengeschrei zu erheben
pflegen , wenn in einem amerikanischen oder südafrikanischen
Buxtehude auch nur zwei Leute sich sür das Franenivahlrecht
erklären . Und das , obgleich die rege systematische Agitation in

der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Presse ivie in den

Organisationen auf die bevorstehende Veranstaltung zwingend
aufmerksam machen mußte .

Diese Tatsachen spiegeln aber mehr wider , als die Schwäche ,
Uncntschlossenheit und Zerrissenheit der bürgerlichen Frauen¬
bewegung Deutschlands im Kampfe für das politische Bürgerrecht
des weiblichen Geschlechts und das allgemeine Wahlrecht aller

Großjährigen im besonderen : den politisch dumpfen und stumpfen
Sinn der bürgerlichen Frauen überhaupt . In ihm tritt uns

eine Sünde der bürgerlichen Demokratie entgegen , die ihrer
spottet , sie weiß selbst nicht wie , indem sie bis vor kurzem
jede politische Erweckung der Frauen mit der ungemilderten
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Borniertheit des vormärzlichen Philistcriums bekämpft hat , ja

zum Teil noch bekämpft . Wie der Tag von der Nacht unter¬

scheidet sich davon das Verdienst der Sozialdemokratie , das in

dem politisch wachen und reifen Geist Hunderttausender von

Proletarierinnen lebendig wird . Die boshafte Laune des Zn¬
salls hat es gefügt , daß der aufgezeigte Gegensatz zwischen
bürgerlicher Demokratie und Sozialdemokratie just am 19 . März
lehrreich illustriert wurde . Während die Sozialdemokratie für
das Frauenwahlrecht denionstricrte , toastete der in Berlin tagende
. Zentralausschuß der Fortschrittlichen Volkspartei " in der üb¬

lichen Weise „ auf die Damen " . Kein Bericht meldet , daß bei

den Beratungen davon die Rede gewesen wäre , endlich das

Flehen der liberalen „ Damen " zu erhören und die Forderung
des Frauenwahlrcchts in das Programm der Partei anfzu -
nehmcn .

Dem ausgesprochen proletarisch - sozialdemokratischen Wesens¬
inhalt der Veranstaltung fügt es kein änderndes Strichlein bei , daß
in Verlin , Nürnberg und Mannheim einige bürgerliche Frauen¬
rechtlerinnen ihre Sympathie dafür versicherten . Tie feierlich be¬

schworene Begeisterung für unseren Kampf bekommt einen eigen¬
tümlichen Beigeschmack , wenn man sich einiger Tatsachen er¬

innert . In Berlin befand sich unter den bürgerlichen Frauen¬
rechtlerinnen , die unsere Demonstration für das allgemeine
Wahlrecht aller Großjährigen ohne Unterschied des Geschlechts
begrüßten , neben der ehrlichen Dcmokratin Frau Cauer auch
die brünstige Hohcnzollcrnschwärmerin Fräulein Lischnewska .
Fräulein Lischnewska ist aber die Gründerin und Egeria der

nämlichen „ Liberalen Franenpartei " , die mit ihrer Hutnadel
dem Wahlrechtskampf des Proletariats in Preußen in den

Rücken siel , indem sie sich zunächst mit einem beschränkten Wahl¬
recht zufrieden erklärte . Und Fräulein Lischnewska hat es erst
im letzten Herbst auf der Generalversammlung des Bundes

deutscher Frauenvereine in Heidelberg ausdrücklich abgelehnt ,
diese Organisation programinatisch dazu zu verpflichten , das

Gcmeindcivahlrecht für die Frauen auf der Grundlage des all¬

gemeinen Wahlrechts zu fordern . Frau Zlltmann - Gotthciiicr
aber , das geistige Haupt der Mannheimer Frauenrechtlerinnen ,
tutete in das gleiche Horn , nachdem sie sich vorher in ihrem
Referat in seiger Zweideutigkeit um eine Stellungnahme zu der

brennenden Frage herumgedrückt hatte : allgemeines Frauen -
wahlrccht oder Tamenwahlrecht . Uns ist nichts bekannt ge¬
worden , daß sie darob von ihrer Gefolgschaft zur Ordnung
gerufen worden wäre . Doch denken wir der Zukunft ! Die

bürgerlichen Frauenrechtlerinnen haben es da in der eigenen
Hand , jeden Zweisei an dem Ernst und der Zuverlässigkeit
ihrer Gesinnung zu entkräften . Sie brauchen zu diesem Zwecke
nur hinter das ZLort die Tat zu setzen . Sobald sie sich nicht
darauf beschränken , unter dem Beifall sozialdemokratischer Ver¬

sammlungen für das allgemeine Wahlrecht zu reden , sobald sie
für dieses in der bürgerlichen Welt und gegen deren Wider¬

stand kämpfen : können sie ihrer Wertung als Verfechterinnen
der Demokratie sicher sein . Jedenfalls steht das eine fest , daß
die sozialvcmokratischc Kundgebung für das allgemeine Franen -
wahlrecht die Situation klärend , die Geister scheidend auf die

sraueurcchtlcrische Bewegung zurückwirken wird . An den ehr¬
lichen bürgerlichen Kämpscrinnen für das gleiche Recht aller liegt
es , die Konsequenz daraus zu ziehen , das heißt mit erhöhtem
Nachdruck und gesteigertem Vertrauen den offenen und heimlichen
Anhängerinuen des als Fraucnwahlrccht vermummten Geld -

sackswahlrcchts entgegenzutreten .
Der 19 . März ist ein lcbcnstrotzcnder Beweis für die innere

Einheit zwischen dem revolutionären Klassenkamps des Prole¬
tariats und dem Streben nach der vollen Befreiung des mensch¬
lichen Geschlechts . Er hat aufs ucuc bestätigt , daß keine Not

des LeibeS und der Seele die arbeitenden Frauen drückt —

von dem nagenden Hunger , den die Zoll - und Steucrwucher -
politik verschärft , bis zur zehrenden Sehnsucht nach der Euc -

saltu . ig und Betätigung der Kräfte im Lichte der Kultur — ,
um deren Linderung die kämpfende sozialistische Arbeitertlasse
nicht ernstlich bemüht wäre ; daß jedes Rcchtsbegchrcn der niit

Hand und Hirn srondendcn Frauenmassen in ihr die Sach¬

walterin und Vorkämpferin findet . Er hat aber auch erhärtet ,

daß die proletarischen Frauen — soweit sie zum Klassenbewußt¬
sein erwacht sind — Treue für Treue geben . Ilm das rote

Banner haben sich alle geschart , die befreiungssehnsüchtig in

das Morgendämmern einer neuen Zeit schauen . Die Prolc -
tarierinnen haben damit bekundet , daß sie die enge Verknüpfung
ihres Einzelschicksals mit der historischen Lage ihrer Klasse be¬

greifen und erkennen , daß ihnen erst jenseits der Kerkermauern

dieser kapitalistischen Ordnung volles Menschentum blüht . Ans

dieser Erkenntnis heraus haben sie die Kraft geschöpft , alle

Arbeiten und Kämpfe der Arbeiterklasse zu ihren eigenen zu

machen . Es gibt keine einzige Tätigkeit im Dienste der prole¬
tarischen Befreiung — von der stillen , staubigen Kleinarbeit des

Alltags bis zu den gewaltigsten Kämpfen um Brot und Recht —,
die nicht auch die Frauen als ihre ureigenste Sache empfanden ,

für die sie sich ganz bis zum letzten Atom ihrer Kraft einge¬

setzt hätten . Das steht in der Geschichte der großen Streiks

und Aussperrungen ; das ist in den Tafeln des Wahlrcchts -

kampses eingegraben ; das kann jeder beobachten , der das täg¬
liche Gemeinschaftsleben des Proletariats verfolgt , aus dem sein
großes geschichtliches Handeln die Kraft saugt .

Tie sozialdemokratischen Frauen haben in dieses ihr Wirken

die höchste Summe all der alten Vorzüge gelegt , die man ihrem

Geschlecht nachrühmt ; sie geizen danach , dabei auch alle neuen

Bürgertugenden zu betätigen , deren die Arbeiterklasse zur Er¬

füllung ihrer gewaltigen historischen Aufgabe bedarf . Sie , die

oft Ungelehrten und Ungeschulten sind so Wissende , Geschulte
und in strenger freiwilliger Selbstzucht mit der Gemeinschaft

Handelnde geworden . Sie sind mit ihrer Ausgabe gewachsen ;
die Arbeit für das geineinsame höhere Ziel ist zugleich zur
Arbeit an ihnen selbst geworden . Aus ihr haben sie jene persön¬

liche , menschliche Erhebung und Entwicklung gewonnen , die

ihnen die bürgerliche Gesellschaftsordnung vorenthält , und mit

der sie sich ein Stück des befreiten Menschentums ihrer Klasse

vorwegnehmen . Diese ihre persönliche und politische Reife

ist aber ebenso unerläßliche Voraussetzung für den glänzen¬
den Verlauf der Demonstration für das Frauenwahlrecht ge¬

wesen , wie die historische Einsicht , der Gerechtigkeitssinn , die

Sehnsucht nach höherer Kultur auf feiten der politischen und

gewerkschaftlichen Kampscsorganisationen des Proletariats . Es

ist gewiß geschichtlich fest begründet , daß die entscheidenden Siege

für das Recht des Weibes in der bürgerlichen Klassengesellschaft
nur von den Heeren der einen ungeteilten revolutionären Ar¬

beiterklasse erfochten werden können . Nicht minder stark ver¬

ankert ist aber die andere Tatsache , daß die arbeitenden Frauen
selbst die treibende Kraft des Kampfes für dieses Recht bleiben

müssen . Zur Juitiative der Frauen die gewaltige Kraft des

gemeinsamen Handelns ! Dieser Erkenntnis verdanken wir es ,

daß der erste internationale sozialistische Frauentag für das

Frauenwahlrecht zu einem Nuhmestag der Sozialdemokratie ,

zu einem Ruhmestag der Proletarierinncn , der sozialistischen
Frauen geworden ist , zu einem politischen Ereignis . Als ein

Markstein ragt er empor , der uns den Weg zeigt , auf dem

wir von Etappe zu Etappe in das Land vordringen , wo die

letzten sozialen Fesseln des Weibes vom Menschheitsbesreier
Sozialismus gesprengt werden .

Von den Anfängen der Frauen¬

stimmrechtsbewegung in der Schweiz .
Die Frauenbewegung in der Schweiz hat wie in den an¬

deren Kulturländern erst im neunzehnten Jahrhundert ihren
Ansang genonimen . Die notwendige vorausgehende geistige Um¬

wälzung hat indessen schon ein Jahrhundert früher eingesetzt .
Einer der Edelsten und Besten , die je gelebt haben , der Züricher
Heinrich Pestalozzi ( 1746 bis 1827 ) , dessen Seelcngröße
unser materialistisches Zeitalter nicht in all ihren Tiefen zu
würdigen versteht , verlangte für das ganze weibliche Geschlecht
volles Mcnschenrecht aus geistigem Gebiet . „ Gott , der die er¬

habenen Anlagen der Menschennalur allem Volke , Mann und
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Weib , gegeben , will nicht , daß sie in irgend einem Individuum ,
noch viel weniger in einem ganzen Stand , verloren gehen ,
sondern in allem Volke das Leben erhalten . "

Eine Schülerin Pestalozzis war es denn auch , Rosette
Kasthofer , die mit Feuereiser die Anschauung des großen Volks «

erziehers über die Stellung des weiblichen Geschlechts vertrat .

In ihrer Eigenschaft als Leiterin eines Mädcheninstitutes in

Uverdon ( 1809 ) verstand sie es , diese Überzeugung in Tat und

Wort ( „Blicke in das Wesen der weiblichen Erziehung " , 1828 ) ,
vor allem aber in der Führung ihres eigenen Lebens zum schön¬
sten Ausdruck zu bringen . Sie bedauert es tief , daß den Frauen
das Gebiet des Gemeinwohls verschlossen ist und ihr Sinnen

nicht geweckt und geläutert wird zur Beteiligung an der Lösung
ernster Knlturfragcn . Sie erkennt mit zukunftklarem Blicke , daß
mit der Organisation der Frauen eine Menge Kräfte freigelegt
und fruchtbringend für die Menschheit werden .

Aber weder die französische Revolution ( 1789 bis 1793 ) , die

ihren Donnerruf : Freiheit , Gleichheit , Brüderlichkeit , in alle

Welt hinaus erschallen ließ , noch unsere eigene Staatsumwälzung
von 1848 haben vermocht , in den Schweizerfrauen jene revo¬

lutionäre Kraft auszulösen , die auf neue Wege , neue Lebens¬

bahnen hindrängt . Es waren vielmehr drohende gesundheitliche
Gefahren und Naturereignisse — das Näherrücken der asiatischen
Cholera 1831 und die Wassersnöte in den inneren Kantonen

1839 — , welche für praktische soziale Hilfsarbeit eine Frauen -
vercinigung schufen , die allerdings äußerst lose war . Desgleichen
traten in den ersten Jahrzehnten des vergangenen Jahrhunderts
in der französischen Schweiz vereinzelte Frauenvereine auf
zur Unterstützung armer Kranker , verwahrloster Kinder und

zur Ausbildung armer Mädchen , denen sich in den Städten

Genf , Lausanne , Bern und Zürich weitere Gründungen zur

Fürsorge für weibliche Gefangene anreihten . Mit der Ausge¬
staltung des schweizerischen Schulwesens auf kantonalem Boden

in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts erfuhren
die Frauenbcstrebungen vermehrte praktische Förderung auf den
Gebieten des Handarbeitsunterrichtes und der Gemeinnützigkeit
( Müttervereine der Urkantone ) .

Zu gleicher Zeit begann eine eifrige prinzipiell theoretische
Erörterung der Frauenfrage von der Westschweiz ans , beein¬

flußt durch die damals vielgelesenen Romane der französischen
Schriftstellerin George Sand , die mit glühender Begeisterung
die Ideen der Befreiung der Frau in ihren persönlichen Be¬

ziehungen darlegte . Nunmehr traten die Frauen in der Öffent¬
lichkeit für ihre Rechte selbst ein . Die erste Vorkämpferin der

Frauenbewegung in derSchweiz war Marie Gögg , die Grün¬

derin der internationalen Franenvcreinigung . Ihr schloffen sich
andere an , auch Mänucr , die der Mitarbeit des weiblichen Ge¬

schlechts in den Verwaltungszweigcn des Staates das Wort

redeten , die Sitz und Stimme verlangten für die Frauen in

den Schulpflegen . Ja , ein Mann , I . Binder in Zürich , ur¬

sprünglich dem Lehrerstand angehörend , forderte in Wort und

Schrift das Stimmrecht der Frauen von Rechts und Staats

wegen ( siehe dessen Schriften aus den Jahren 1866 bis 1868 ) .

Zwar vermochte im Kanton Zürich , der damals mehr wie

heute an der Spitze der politischen Bewegung in der Schweiz

marschierte , die Frage der Einführung des Frauenstimmrechts
in den sehr bewegten Zeiten der Verfassungsänderung ( 1863
und 1869 ) keine hohen Wellen zu werfen . Sie wurde damals

überhaupt nur wenig erörtert . Unter den 400 vom Volke ein¬

gebrachten Petitionen stammten nur drei aus Frauenkreisen .
Die eine , unterzeichnet mit : „ Mehrere Frauen aus dem Volke " ,

verlaugte „ Wahlberechtigung und Wahlfähigkeit für das weib¬

liche Geschlecht in allen sozialen nnd politischen Angelegenheiten
und Beziehungen " . Eine andere begehrte „ Ausdehnung des

Stimmrechts auf die Bürgerinnen " , und endlich die dritte

wünschte „ Erteilung des Stimmrechts in Kirchen - und Schul¬

gemeindeversammlungen an das Frauengeschlecht " .
Nun trat ein langer Stillstand ein . Jahrzehnte hindurch

kam die Frage nicht weiter . Die öffentliche Tätigkeit der Frauen
beschränkte sich einzig wie im achtzehnten Jahrhundert auf die

Wahl der Hebammen in der Frauengemeinde . Dagegen hat

das Erwerbsleben der Frau in dieser Zeit eine bedeutende Er¬

weiterung erfahren und griff hinüber auf Arbeilszweige , die

bislang der Mann allein beherrscht hatte . Seit 1370 verwendet

der Bund im Verlehrsdienst auch Frauen , allerdings nur in

untergeordneten Stellungen . Im Lehrcrberuf amtet neben den

Männern eine stetig wachsende Zahl von Lehrerinnen . 1878

machten im Kanton Zürich die Lehrerinnen ' />?, 1902 ' /, der

gesamten Lehrerschaft ans , und heute stellt sich die Verhältnis¬
zahl auf ' /». 1893 wurde im neuen zürcherischen Gesetz betreffend
Zulassung zum Advokatenberuf auch den Frauen das Recht
gewährt zur Übernahme von gerichtlichen Funktionen . Ebenso
sind den Frauen einzelne Gebiete der eidgenössischen und kanto¬

nalen Verwaltung erschlossen . Durch Bundesbeschluß wurden

1895 der Mäochenfortbildnngsschule drei Frauen als eidgenös¬
sische Expertinnen für hanswirtschaftliches Unterrichtswesen zu¬

gebilligt . Ablehnung erfuhr dagegen eine Eingabe , welche die

Anstellung von Fabrikinspektorinnen forderte . Es hieß , das

Postulat solle anläßlich der Revision des Fabrikgesctzes wieder

aufgenommen werden . Damit wurde die Frage auf kantonalen

Boden verwiesen , und es ist insofern ein Erfolg zu verzeichnen ,
als in Zürich und Basel je eine Gewerbeinspektorin seit einigen

Jahren ihres Amtes waltet .

Gegen Ende des neunzehnten und zu Ansang des zwanzigsten

Jahrhunderts taucht indessen die Forderung des Frauenstimm¬

rechts und der Wählbarkeit der Frauen bald da und dort im

Schweizerland wieder auf . Einige Fortschritte wurden auf kirch¬
lichem Gebiet errungen , so 1893 im Kanton Waadt , wo die

�U�Iisö librs " ( Freie Kirche ) den Frauen die Ausübung des

passiven und aktiven Wahlrechts zuerkannte . Seither ist man

in Neuenburg und Genf diesem Beispiel gefolgt . Im Jahre 1900

war es der gemeinnützige schweizerische Frauenvcrein , der an

die Kantonsregierungen das Gesuch der Wählbarkeit der Frauen
in Armen - und Waisenbehörden stellte . Im Zuteilungsgesetz
( betreffend Verwaltung ) der Stadt Zürich , 1903 , fand diese
Forderung etwelche Berücksichtigung durch Zulassung der Frauen
in Kommissionen der städtischen Schul - und Armenpflege . La

Chaux - de - Fonds und Neuenbürg gewährten hingegen den Frauen
das aktive und passive Wahlrecht für diese Behörden . Gelegent¬
lich sind noch verschiedene Anläufe unternommen worden , den

Einfluß der Frau besonders im Schulwesen zu fördern , jedoch
ohne größere Erfolge . Bis auf den heutigen Tag konnte sich
beispielsweise der Kanton Bern nicht dazu verstehen , die Wähl¬
barkeit der Frauen in die Schulbehörden zu gewähren , trotz

kräftiger Vorstöße von seilen der bernischen Frauenvereine .
Anders wie in der Westschweiz liegen die kirchlichen Ver¬

hältnisse in den Kantonen , wo die evangelische Kirche ausdrück¬

lich als Landes - beziehungsweise Staatskirche organisiert ist,
wie in Zürich und Bern . Es wurde darum dem Begehren nach
dem kirchlichen Frauenstimmrecht im Kanton Zürich 1902 keine

Folge gegeben . Hier muß die Revision der kantonalen Gesetz¬
gebung vorausgehen . Dies ist nun am 29 . Januar 1911 im

Kanton Zürich geschehen , nachdem zu wiederholten Malen Ein¬

gaben von feiten der Züricher Frauen um Gewährung der

Wählbarkeit in die gewerblichen Schiedsgerichte , in das Schwur¬

gericht und andere Behörden dem Kantonsrat unterbreitet wor¬

den waren . Zugleich mit der Annahme der Verfassungsände¬
rung brachte die Volksabstimmung über das Gesetz betreffend
das Gerichtswesen die Wählbarkeit von Schweizerbürgerinnen
als gewerbliche Schiedsrichter für die Stadt Zürich . Bereits
im Jahre vorher , am 27 . Februar 1910 , hatte das Volk des

Kantons Genf sich in bejahendem Sinne sowohl für die Wähl¬
barkeit der Frauen als anch für ihr Stimmrecht in bezug aus
die gewerblichen Schiedsgerichte ausgesprochen .

Mehr und mehr schwinden die Vorurteile gegen die Be¬

tätigung des weiblichen Geschlechts in der Öffentlichkeit . Eifrige
Aufklärungsarbeit und entschiedener Wille werden viel dazu
beilragen , uns Frauen Schritt um Schritt dem Ziele der vollen

staatsrechtlichen Gleichberechtigung näher zu bringen , überall

wächst die Frauenbewegung ! Sie marschiert in allen Landen

unaufhaltsam vorwärts . In unserer kleinen Schweiz wird es
unter den Frauen mit jedem Tage lebendiger . Der 19 . März
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wird uns mit Kampfesmut und Kampsesstcude erfüllen , er wird ,
in den arbeitenden Frauen eine Fülle wogenden revolutionären

Lebens erwecken . Marie Walter , Winterthnr .

Die Rechtsstellung
der außerehelichen Mutter .

ii .

Die Ansprüche der Mutter gegen den Vater des unehe¬

lichen Kindes beschränken sich auf Ersatz der Entbindnngs -

kosten ( Hebamme , Arzt , Arznei , Pflege ) , der Unter Halts¬

kosten für die ersten sechs Wochen nach der Entbin¬

dung und weiterer Aufwendungen , welche infolge der

Schwangerschaft oder der Entbindung notwendig geworden sind .
Zu diesen Aufwendungen zählen insbesondere die Kosten für
eine infolge der Schwangerschaft oder der Entbindung einge¬
tretene Krankheit , ferner die Beerdigungskosten , wenn

die Mutter infolge der Entbindung oder der Schwangerschaft
stirbt . Die Haftung des Vaters des unehelichen Kindes für
diese Beerdigungskosten ist auch schon verneint worden mit

der Begründung , das Bürgerliche Gesetzbuch anerkenne nur An¬

sprüche der Mutter selbst , bei den Beerdig , uigskosten handle es

sich aber um Ansprüche der Hinterlassenen . Das Gesetz schließt
aber nirgends die V ererb lichkeit der Ansprüche der Mutter

aus , weder die aktive noch die passive Vererblichkeit . Demnach
können diese Ansprüche sowohl von den Erben der Mutter als

auch gegen die Erben des Vaters geltend gemacht werden . —

Zu den zu ersetzenden Aufwendungen gehören auch die Aus¬

lagen für Aushilfe oder Stellvertretung in dem Dienst¬
verhältnis , in welchem sich die Mutter befindet , und für Er¬

langung einer neuen Erwerbstätigkcit , wenn die frühere
infolge der Schwangerschaft oder Entbindung verloren ging .
Hingegen erscheint es fraglich , da das Gesetz nur von Aus¬

wendungen spricht , ob für den Verdienstentgang Ersatz ver¬

langt werden kann . Die Frage , ob der unehelichen Mutter im

Falle einer Fehlgeburt Ansprüche an den Vater zustehen , ist
in der Gerichlspraris verneint worden . Wie wir glauben ,
mit Uistecht . Allerdings findet die Verneinung der Flage in

den Motiven zum Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuchs ihre
Rechtfertigung . Allein der Entwurf enthielt die Bestimmung
nicht , daß die Mutter anch Ersatz der Kosten verlangen könne ,

welche durch weitere infolge der Schwangerschaft oder der Ent¬

bindung notwendig gewordene Aufwendungen entstanden sind .
Diese Bestimmung ist erst aus den Beratungen des Reichstags
hervorgegangen . N» d da » nn doch Fehlgeburt und Schwanger¬
schaft in ursächlichem Zusammenhang stehen , so erscheinen ge¬
wiß die Kosten einer Fehlgeburt als infolge der Schwanger¬
schaft notwendig gewordene Ausivendungen .

Die Ansprüche der Mutter sind Ersatzansprüche . Dar¬
aus folgt , daß die Mutter zu beweisen hat , daß und wie
viel sie ausgewendet hat . Von dieser Veweislast befreit sie
aber das Gesetz für den Fall , daß sie nur deu gewöhnlichen ,
das heißt den ortsüblichen und ihrer Lebensstellung an¬

gemessenen Betrag der zu ersetzenden Kosten verlangt . Dieser
Betrag kommt ihr nämlich ohne Rücksicht auf den wirk¬
lichen Aufwand zu , also auch dann , wenn sie in Wirklich¬
keit ilberhaupt gar nichts oder viel weniger aufgewendet hat .
— Von der Bedürftigkeit der Mutter und von der Leistungs¬
fähigkeit des Vaters sind die Ansprüche unabhängig . Doch be¬
stimmt sich auch hier ihre Höhe nicht nach der Lebens¬

stellung des Vaters , sondern nach dem Stande der Mutter .
Ob der Vater vor der Geburt des Kindes gestorben oder ob
das Kind tot geboren ist, ändert an der Ersatzpfiicht des Vaters

nichts . Im ersten Falle ist eben der Ersatz von den Erben

zu leisten . Die Unpfändbarkeit der Ansprüche ist der Mutter

von , Gesetz nicht gewährt . Es kann ihr demnach der vom
Vater des Kindes zu leistende oder geleistete Ersatz durch die

Gläubiger entzogen werden .
Um Mutter und Kind unmittelbar nach der Geburt vor

Not zu schützen , gibt das Gesetz der Mutter das Recht , schon

vor der Geburt des Kindes durch einstweilige Verfügung an¬

ordnen zu lassen , daß der Vater den gewöhnlichen Betrag der

Entbindungskosten und der Untcrhaltskosten für sechs Wochen
sowie Kinderalimente für die ersten drei Monate nach der Ge¬

burt des Kindes zu hinterlegen und dann alsbald nach der Ge¬

burt an sie oder an den Vormund auszubezahlen habe . Vor¬

aussetzung für die Erlassung einer solchen einstweiligen Ver¬

fügung ist nur , daß die Vaterschaft des in Anspruch Ge¬

nommenen glaubhaft gemacht wird . Eine Gefährdung des

Anspruchs braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden .

Der soeben erwähnte Fall ist der einzige , in welchen , die

Mutter , ohne zum Vormund des Kindes bestellt zusein ,
Ansprüche für dieses geltend machen kann . In allen an¬

deren Fällen hat der Vormund das Kind zu vertreten und die

Klage auf Zahlung der Alimente anzustrengen . Die Ansprüche
der Mutter dagegen sind von dieser selbst oder von ihrem

gesetzlichen Vertreter geltend zumachen . Die Folge ist eine

bedauerliche Doppelspurigkeit in der Geltendmachung der An¬

sprüche von Mutter und Kind .

Als Vater des außerehelichen Kindes , gegen den die llutcr -

haltsansprüche des letzteren und die Ersatzansprüche der Mutter

geltend gemacht werden können , gilt nach dem Bürgerlichen

Gesetzbuch , wer der Mutter innerhalb der Empfängnis¬

zeit beigewohnt hat , das heißt in der Zeit vom 181 . bis 3V2 -

Tage vor dem Tage der Geburt . Gegen diese Vermutung
der Vaterschaft gibt es nur zwei Einwendungen : 1. der

Nachweis , daß auch ein anderer der Mutter innerhalb der

Empfängniszeit beigewohnt hat , und 2. der Nachweis , daß es

den Umständen nach offenbar unmöglich , daß die Mutter

das Kind ans der Beiwohnung empfangen hat ( beispielswci e

weil die Beiwohnung keine Befruchtung zur Folge haben konnte «.

Die erste Einwendung kann aber derjenige nicht erheben , der

seine Vaterschaft nach der Geburt des Kindes in einer öffent¬

lichen Urkunde anerkannt hat . Es ist deshalb von großer
Bedeutung für den Vormund des Kindes und für die Mutter ,

in den Besitz einer solchen Anerkennung zu gelangen .
Ernst Oberholzer , Zürich .

Aus der Kleider - und Waschekonfektion .
Ein Bild von den Verhältnissen in der Konfektionsindustrie

geben die Berichte der preußischen Fabrikinspektoren . Nach ihnen

hat die Konfeklionsinduslrie in Preußen in » Jahre 1909 gegen 1908

ihre Betriebe und ihre Arbeiterschaft vermehrt . Die nachstehende
Tabelle veranschaulicht die Verschiebungen , welche mit dieser Ent¬

wicklung in der Zusamniensctzung der Arbeiterschaft eingetreten sind :

,90 « rsos
Betriebe . . . . . . . . . . .24200 23631

Arbeiter total . . . . . . . . .109524 102963

Männliche über 16 Jahre . . . . 8029 7560

Weibliche - 16 . . . . . 84399 79754

Männliche unter 16 - . . . . 482 498

Weibliche - 16 - . . . . 16498 14993

Männliche - 14 - . . . . 5 13

Weibliche . 14 - . . . . 120 140

Von den 6561 Arbeitskräften mehr , die ün Berichtsjahr be¬

schäftigt wurden , entfallen also nur 460 auf die erwachsenen männ¬

lichen Arbeiter , dagegen 4645 , das heißt zehnmal so viel auf die
über 16 Jahre alten Arbeilerinnen . Die weiblichen Jugendlichen
find um 1500 gestiegen . Sie sind mehr als 34 mal so zahlreich als
die männlichen Jugendlichen , deren geringfügige Anzahl noch zu¬
rückgegangen ist . Diese Tatsachen offenbaren , daß in der Konfek¬
tionsindustrie die gleiche Tendenz herrscht wie in der allgemeinen
Entwicklung der Industrie . Auch diese zeigt ein ständiges Wachs¬
tum der Proletarier und eine Steigerung der Anzahl »veiblicher
Arbeiter , die absolut und verhältnismäßig bedeutend höher ist als
die der männliche » . Ersreulicheriveise ist die Zahl der beschäftigten
Kinder zurückgegangen . Welche Folgen die Erwerbsarbeit für diese

zeiligt , das beweisen die solgenden Bemerkungen , die Berliner Lehrer
aus den Verzeichnissen der erwerbstätigen Kinder machten : . Bleibt
zurück " , „ Ist schläfrig " , „ Ist matt , blutarm " , » Zeigt eine ausfällige
Erschlaffung " , „ Rückgang in den Leistungen " .

Tie Zahl der Jugendliche ! », welche 1909 in der Konfeklions¬
induslrie beschäftigt wurden , ist in Berlin und Köln gestiegen .
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Welchen sittlichen Gefahren sie durch die Erwerbsarbeit ausgesetzt
werden , zeigt der folgende Fall : Einer kleinen Konfektionswerkstätte
stand ein Geschäftsführer vor , der vor einigen Jahren wegen Sitt¬

lichkeitsverbrechen eine dreijährige Zuchthausstrafe verbüstt hat .
Dem Gewerbeinspeklor kam dies zur Kenntnis , als er eine Be¬

schwerde gegen den Mann verfolgte . Auf seine Veranlassung wurde

daraufhin dem Geschäftsinhaber die Beschäftigung von Arbeite¬
rinne » unter 13 Jahren durch eine polizeiliche Verfügung verboten ,

solange die Geschäftsführung in den Händen des Betreffenden blieb .

Diesem selbst ward durch die untere Verwaltungsbehörde die Be¬

fugnis zum Halten und zur Anleitung von Lehrmädchen entzogen .
Die Anzahl der Konfektionsarbeiterinnen nahm in den Bezirken

von Danzig , Berlin , Minden , Bielefeld , Köln und Koblenz zu, in

Hannover und Marienwerdec ab . Einen besonderen Aufschwung
hat die Konfektionsindustrie im Danziger Bezirk genommen , wo die

Vermehrung aller industriellen Betriebe und Arbeiterinnen fast ganz
auf sie allein siel . Die Nachfrage nach gelernten Konfektions¬
arbeiterinnen konnte in Berlin nicht iniiner gedeckt werden . In
der Bielefelder Wäscheindustrie war sie so groß , daß einzelne Be¬

triebsinhaber eine Belohnung von 3 Mk . denjenigen ihrer Arbeite¬
rinnen zahlten , die ihnen neue Arbeitskräfte zuführten .

Die Verstöße gegen die Arbeiterschutzvorschriften waren 1909

nach wie vor zahlreich . Wie könnte es auch anders sein bei der

lächerlichen Geringfügigkeit der Strafen , die über die gesetzesüber¬
tretenden Unternehmer verhängt werden ! Vom Standpunkt des

Kapitalisten aus ist der Arbeitgeber doch ein Dummkopf , der , um
einer Verurteilung zu ein paar Mark Strafe zu entgehen , einen

Verstoß gegen die Arbeiterschutzbestimmungen unterläßt , welcher
ihm einen vielfach so hohen Gewinn bringt , als die Strafe be¬

trägt . Die Vorschriften zum Schutze von Gesundheit und Leben

der Arbeiter werden nur dann eingehalten werden , wenn jeder Ver¬

stoß gegen sie strengste Buße nach sich zieht . Begrüßenswert ist in

dieser Hinsicht die Entscheidung des Landgerichtes in Lyck , das

einen Ilnternchmer auf die Anzeige des Gewerbeinspektors hin zu
300 Wik. Geldstrafe verurteilte , in dessen Konfeltionswerkstatt die

Arbeiterinnen vor S' / » Uhr morgens und nach 10 Uhr abends ,

länger als 11 Stunden täglich , eine ganze Nacht hindurch und an

Sonntagen beschäftigt worden waren . Der Staatsanwalt halte 500
Mark Geldstrafe beantragt . Zur Zahlung dieser Summe wurde
der G» schäftssührsr eines großen Konseltions - und Ausstattungs¬
geschäftes im Aachener Bezirk verurteilt . Doch war sie bei weitem
keine ausreichende Sühne , ihm hätte eine Gefängnisstrafe ge¬
bührt . Er halte mehrere Arbeiterinnen an zwei aufeinanderfolgen¬
den Tagen bis 3 Uhr nachts beschäftigt und nach dreistündigen

Nuhepausen morgens um 0 Uhr wieder zur Arbeit herangezogen ,

so daß sie erst am Abend des dritten Tages um 8 Uhr nach Hause
gehen lonnten . Jni gleiches Bezirk erhielt die Inhaberin eines

Konfektionsgeschäftes wegen verbotener ltberarbeit Jugendlicher und

erwachsener Arbeiterinnen eine Geldstrafe von 100 Mk . Jedoch
sind Strafen in solcher Höhe Ausnahmen , ivie die nachfolgenden
Angaben bestätigen . In Berlin bestände » die meiste » Zuwider¬

handlungen gegen die gesetzlichen Bestiuiinungcn in der uner¬

laubten Verkürzung der Mittagspause und in Uberschreitungen
der zulässigen Arbeitszeit an den Vorabenden der Sonn - und

Festlage wie auch an den übrigen Werktage » . Die deshalb ver¬

hängten Strafen schwankten zwischen 3 und 200 Mk. , gingen je¬

doch nur ausnahmsweise über den Betrag von L0 Mk . hinaus .
Die Inhaberin einer Konfektionswerkstatt , die am Vorabend des

Bußtages zwei erwachsene und eine jugendliche Arbeiterin nach

' / - « Uhr nachmittags beschäftigt hatte , ohne die ltberarbeit der

Erwachsenen auf der vorgeschriebenen Tafel zu verzeichne », er¬

hielt nach dem Antrag des Amisanwaltes 10 Mk . Strafe , trotz¬
dem sie 1903 und 1905 in der gleichen Höhe vorbestraft worden

war . Als strafmildernd wurde das Geständnis der Angeklagten
und der Uiustand angesehen , „ daß es sich um verhältnismäßig ein¬

lache Fälle Handelle " . Am gleichen Tage und unter denselben Ver¬

hältnissen hatte die Inhaberin einer anderen Konsektionswertstatt
vier erwachsene und eine jugendliche Arbeiterin bis 6 Uhr be¬

schäftigt. Auch sie war 1901 mit 10 Mk. und 1903 wegen genau
derselben Vergehen mit 30 Mk . vorbestraft worden , aber sie kam

ebenfalls mit einer Buße von 10 Mk . davon . Zn 25 Mk. verurteilte

das Schöffengericht einen Arbeitgeber , der Arbeiterinnen bis nachts
� Uhr und nach Abzug der Pausen 19' / , Stunden lang beschäftigt
Halle . ia Mk. wurden einem Werkftattinhaber auserlegt , der von

seinen Arbeiterinnen wiederholt ltberarbeit halte leisten lassen , ein¬

mal bis 12 Uhr nachts , ohne sie einzutragen . Zu diesen Urteilen

bemerken die Berichte : „ Solche Beispiele für eine auffallend milde

Beurteilung von zum Teil schweren Verstößen gegen die Arbeiter¬

schutzbestimmungen ließen sich noch in größerer Zahl nächweisen .

Es ist daher auch wohl verständlich , daß einerseits die weniger ge¬
wissenhaften Arbeitgeber sich durch derart geringfügige Strafen
nicht zurückschrecken lassen , immer wiederden gesetzlichen Vorschriften

zuwiderzuhandeln , und daß andererseits die Gcwerbeaufsichtsbeamten

sich zuweilen im Zweifel befinden , ob sich die Anzeige der fest¬

gestellten Verstöße und die häusig damit verbundenen Weiterungen
überhaupt noch lohnen . "

Nicht besser als in Berlin ist es in den anderen Bezirken . Der

Königsberger Aussichtsbeamte schreibt : „ Vergehen gegen die gesetz¬
lichen Bestimmungen wurden vornehinlich in Ziegeleien , Meiereien

und in Konsektionswerkstätten zahlreich festgestellt und meist zur
Bestrafung gebracht . Das gerichtliche Strafmaß blieb vielfach in

den üblichen , verhältnismäßig niederen Grenzen . " Im Posener Be¬

zirk wurden Inhaber von Kleider - und Wäschekonfektionsgeschäftcn
in 14 Fallen mit 1 bis K Mk. bestraft , weil Arbeitsbücher und

Aushänge fehlten . 3 Mk . Strafe trug der Inhaberin einer Kon -

feklionsschneiderei im Breslauer Bezirk die Weigerung ei », das

Verzeichnis der jugendliche » Arbeiter ordnungsgemäß zu führen .
Der Bericht über den Bezirk Hildesheim bemerkt , daß i » den Ge¬

schäften , die mit Läden verbunden sind , die Ruhezeit der Arbeite¬

rinnen in steigendem Umfang beeinträchligt wird . Die Arbeite¬

rinnen wurden in diesen an Sonnabenden nach 5' / , Uhr und Sonn¬

tags während der für das Handelsgewerbe srelgcgebencn Zeit als

Verkäuferinnen beschäftigt . Ein Osnabrücker Putzatelier hielt die

Arbeilerinnen an einem Sonnabend bis nachts ' / - l2 Uhr znr Arbeit

an . Die Inhaberin , die zudem die Überzeitarbeit nicht in das vor¬

geschriebene Verzeichnis eingetragen hatte , erhielt 20 Mk . Strafe .
Wieviel aber mag sie durch ihre Gesetzesübertretung verdient haben !
Die Inhaber einer fabrikmäßig betriebenen Anlage der Konfektions¬
industrie in Düsseldorf mit 70 Arbeiterinnen halten die einzelnen
Abteilungen ihres Betriebs , wie Pntzmacherei , Andernngsatelier , in

getrennten Räumen untergebracht und hielten sich aus diesem
Gninde für berechtigt , wie die Konsektionswerkstätten an 00 Tagen
im Jahre ohne besondere Erlaubnis überarbeiten zu lassen . Das

Strafversahren führte in erster Instanz zur Freisprechung ; die

Strafkammer als Berusungsinstanz sah aber die einzelnen Ab¬

teilungen nicht als getrennte Betriebe , sondern die gesamte Anlage
als Fabrik an und verurteilte die Inhaber wie die Abteilungsvor¬
steherinnen . Nach dem SchleSwiger Bericht wurde der Inhaber
der Nnderstube eines VerkaufshauseS für fertige Damenkonfektion
in der Berufungsinstanz wegen Sonntagsbeschäftigung von Arbeite¬
rinnen in zwei Fälle » ,u je 5 Mk. (!), wegen Nachtbeschäftigung
und Unterlassung einer polizeiliche » Anzeige zu der gleichen Summe
verurteilt .

Häusig wurden ungeeignete Arbeitsräume angetroffen . In
Danzig erwiesen sich besonders die Arbeitsstuben der Zwischenmeister
in hygienischer und sittlicher Hinsicht vielfach als recht mangelhaft .
Die Arbeitsräume mehrerer Konfektionsbetriebe im Bezirk Minden

waren namentlich während der Saison so überfüllt , daß auf die

Person nur ein Luftraum von 5 Kubikmeter » siel . In einer Berliner

Puhmacherei kamen 0 Kubikmeter auf die Arbeiterin . Erforderlich
sind laut BundeSratsvorschrist für einen Gefangenen in Einzelhaft
mindestens 22 Kubikmeter , für einen Gefangenen in gemeinsamer
Hast mindestens 16 Kubikmeter . Die Arbeilsstnbe einer Blusen -
näherci am gleichen Orte stand in unmittelbarer Verbindung mit
einem Wohnraum , in dem drei an Influenza erkrankte Kinder

lagen . Auch in Wiesbadener Konfektionsgeschäften wurden wieder¬

holt Arbeitsräume angetroffen , die beanstandet werden mußten .

Erfreulicher klingt eine Meldung des Stettiner Berichtes , nach der
in zwei Konsektionswerkstätten die Gasplättösen mit Dunslfättger »
oder Kästen versehen wurden , aus denen die Gase durch Rohre
ins Freie entweichen .

Zu der Nichtachtung der gesetzliche » Bestimmungen und der Zn -
sammenpferchung der Arbeiierinnen i » ungesunden Arbcitsräumeu
tritt schlechte Bezahlung . Ter Stundenlohn einer Konsektions¬
arbeiterin in Halle a. d. S . erreichte in den meisten Geschäften
nicht einmal eine Höhe von 10 Pf . , so daß der Tagesverdienst
bei zehnstündiger Arbeitszeit weniger als eine Mark betrug . Und
bei solchem Einkommen wird den Arbeiterinnen noch Zufriedenheit
gepredigt ! Im Nürnberger Bezirk kam es vor , daß der Inhaber
einer Konfektionswertslütte seiner Arbeiterin den Lohn nicht in
barem Gelde auszahlte , sondern in der Form von Kleidungsstücken .
was ihm ein Strafverfahren zuzog , da derartige Zahlungsniethoden
durch Gesetz verboten sind .

Von einer unerhörten Bevormundung der Arbeiterinnen meldet
der Kölner Berichterstatter . Mehrere Unternehmer lassen dort den
Lohn erst Montags auszahlen und geben als Grund an , daß die
Arbeiterinnen wegen ihrer „ Vergnügungssucht " Montags öfter gar
nicht zur Arbeit kämen . In der Putz - und Konfektionsindustrie
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wurden vierwöchige Kündigungsfristen und sogar Monatsgehalt

eingeführt , angeblich um den Arbeiterinnen die Vergnügungssucht
auszutreiben . Derartige selbstherrliche Erziehungsmethoden sollten

die Arbeiterinnen mit Empörung zurückweisen . Als ob den Prole¬
tarierinnen Zeit und Mittel zur Verfügung ständen , vergnügungs¬

süchtig zu sein , als ob Hunger und Not ihnen erlaubte », die Arbeit

zu schwänzen !
Die Aufdeckung der Mißstände gefällt den Unternehmer » natür¬

lich ganz und gar nicht . Das zeigt unter anderem ein Abschnitt
des Berichtes über Wiesbaden , der also lautet : „ Durch die Ein¬

stellung der Assistentin ist es möglich gewesen , die zahlreichen Kon¬

fektionsbetriebe in Frankfurt a. M. eingehender als bisher zu revi¬

dieren . In der Zeit vom l . April bis zum Schlüsse des Jahres
wurden von ihr 441 Revisionen in 4L6 Konfektions - und anderen

Betrieben ausgeführt . Abgesehen von zwei Fällen wurden ihr von
den Arbeilgebern keinerlei Schwierigkeiten in den Weg gelegt , ob¬

gleich die verschärfte Aufsicht im allgemeinen nicht gerade ange¬
nehm empsunden wurde . " Der Ausschuß des Verbandes Berliner
Damen - und Mädchcnmäntelsabrikanten empfahl gar in seiner

Generalversammlung den Mitgliedern , „ revidierenden Beamten der

Eewerbeinspcklion jede Auskunft zu verweigern mit dem Hinweis ,
daß ihre Betriebe kaufmännischer und nicht gewerblicher Natur sind " .

Solchem Widerstand gegen die Inspektion muß die Forderung nach

verschärfter Gewerbeaufsicht mit allem Nachdruck entgegengestellt
werden . Jede Übertretung der gesetzlichen Bestimmungen , jeden

Mißstand in den Betrieben müssen die Arbeiterinnen den Fabrik¬

inspektoren zur Anzeige bringen , denn ohne ihre tatkräftige Unter¬

stützung tönnen diese ihr Amt nicht ausfülle ». Tie Arbeiterinnen

sollten deshalb jede Gelegenheit ergreifen , sich mit der Gewerbe¬

ordnung , besonders mit den Bestimmungen über den Arbeiterinnen¬

schutz , vertraut zu machen . Tie Nürnberger Gewerkschaften halten
in diesem Winter einen Einführungskursus in die Gewerbeordnung
für ihre weiblichen Mitglieder ab . Es läge im Interesse gründ -
licher Gewerbeaufsicht , wenn dieses Beispiel anderwärts Nach¬

ahmung fände . in . >v.

Sozialismus
und Genossenschaftsbewegung . '

Nur langsam und erst nach jahrzehntelanger Erprobung
der Macht , die im organisierten Willensausdruck großer Massen
liegt , hat die kämpfende Arbeiterklasse das Mißtrauen gegen
die Genossenschasteu überivunden . Eine ablehnende Haltung
gegen die Genossenschaften insgesamt nahmen auch durch lange
Zeit die sozialistischen Parteien aller Länder ein , vor allem aber

die deutsche Partei .
Den Wandel in den Ansichten über die Genossenschaften

innerhalb der sozialistischen Parteien untersucht nun in erster
Linie die unter obigem Titel erschienene Broschüre von Ger¬
trud David . Es ist eine lleine Geschichte der Genossenschafts¬
bewegung , die wir vor uns haben , leicht faßlich und ungemein
anregend geschrieben . Aus der Fülle des Materials , das in
dem kleinen Bändchen verarbeitet ist , dessen Lektüre lebhaft
empfohlen sei , wollen mir nur die Grundgedanken heraus¬
schälen . Die ersten Befürworter und Gründer der Genossen¬
schaften waren nichtnur die Utopisten : Robert Owen , Boucher ,
Louis Blanc , Proudhon , sondern auch Lassalle und — mit

Einschränkung — auch Marx . Doch hatten alle diese Männer
nur die Prodnktivgenossenschaft im Sinn . In ihnen glaubten
die meisten jenes Allheilmittel gesunden zu haben , welches die Ar¬
beiterklasse dem Kapitalismus bewußt entgegenzusetzen habe und
mit dessen Hilfe es ihr gelingen werde , die Industrie nach und
nach zu demokratisieren , sie in den Dienst des Volkes zu stellen .
„ Die Arbeitsmittel zurück in die Hände der Arbeiter ! " war das

Losungswort . Die Produktivgcnossenschasten sollten hierzu
das Mittel sein .

Aber die Ersahrungen , welche die Sozialisten der verschie¬
denen Länder mit den so warm empfohlenen Prod uktiv gcnossen -
schaften machten , entsprachen durchaus uicht den gehegten Er¬

wartungen . Tie meisten Produktivgenossenschaften scheiterten
kläglich an der unüberwindlichen Übermacht des sich ihnen ent -

' Gertrud David , „Sozialismus und GenosscnschastSbcwcguuz " .
Berlin iSlO . 1 Mk.

gegenstellenden Kapitalismus . Manchen gelang es zwar , sich

zu erhalten — aber auf Kosten ihrer demokratischen Grundlage .
Sie beschränkten entweder die Zahl ihrer Mitglieder oder er¬

höhten die Beitragsquoten ; andere wieder ließen die Arbeit durch
Lohnarbeiter — NichtMitglieder , die einfach ihren Lohn erhielten
und keinerlei Anteil am Reingewinn hatten — verrichten und

unterschieden sich gar bald in keiner Weise von den Aktien¬

gesellschaften .
So erklärt es sich , daß in Parteikreiseu sich eine immer

deutlicher ausgeprägte Stimmung gegen die Produktivgenosscn -

schaften oder , richtiger ausgedrückt , gegen alle Genossenschaften

geltend machte , und dies um so mehr , als es die Gegner nicht
unterließen , für jeden Fehler der Genossenschaften die Partei

haftbar zu machen . Ihren Ausdruck fand diese ablehnende

Haltung der deutschen Sozialdemokratie gegen die Genossen¬

schaften in der Resolution des Parteitags von Berlin 1892 , in

welcher den Genossen empfohlen wird , die Gründung von Gc -

nossenschasten nicht nur nicht zu unterstützen , sondern denselben
direkt enlgegenzulreten . Dabei hatte man nicht unterschieden

zwischen den Produktiv - und Konsumgenossenschaften , ob¬

wohl es sich bei den letzteren um wesentlich andere Wirtschafts¬

gebilde handelt .
Die Konsumgenossenschaften — ihre Entwicklung bis in

die letzten Jahre wird von Gertrud David sehr eingehend ge¬

schildert — unterscheiden sich von den Produktivgenossenschaftcn
in erster Linie dadurch , daß sie ihr Hauptaugenmerk darauf

richte », den Absatz zu organisieren . Sie gehen also den

umgekehrten Weg wie jene . Dem Konsumverein kann jeder
Arbeiter beitreten . Der Beitrag respektive Geschäftsanteil ist

gering , weitere Kosten erwachse » aus der Mitgliedschaft nicht .

Dagegen schafft die Organisierung der Arbeiter als Konsumenten
ein wirksames Kampfmittel gegen bestimmte Begleiterscheinungen
des Kapitalismus . Und dies nach mehreren Seiten hin . Ein¬

mal ist es durch den Einkauf im großen und die Ausschaltung
des Zwischenhandels möglich , die Waren viel billiger und in

besserer Qualität zu liesern . Sodann können - die in Großein -

kaufsgesellschaflen zusammengeschlossenen Konsumvereine von

ihren Lieseranten verlangen , daß sie ihren Arbeitern die von

den Tarifkommissionen aufgestellten Lohnsätze zahlen , die fest¬

gesetzte Arbeitszeit einhalten usw . Endlich können sie , wenn

ihre Geldmittel hierzu ausreichen , zur Eigenproduktion über¬

gehen , daneben aber einen Teil des Reingewinns in Form von

Fonds sammeln , die dann den Mitgliedern in Notfällen , zum

Beispiel bei Streiks , zur Verfügung stehen . Welch glänzende
Erfolge die Konsumvereine auf dieser Basis errungen haben ,

dafür sprechen die von David angeführten Zahlen in beredter

Weise !
Leider verabsäumt es Gertrud David aber , darauf zu

verweisen , daß die sozialistischen Parteien aller Länder am

letzten Internationalen Kongreß die hohe Wichtigkeit der

Konsumvereine für den Emanzipationskampf des Proletariats
voll gewürdigt habe ». In der fast einstimmig beschlossenen
Resolution über die Genossenschastsfrage erklärte der Kongreß ,
„ daß die Genossenschaftsbewegung . . . eine wirksame
Waffe im Klassenkampf sein kann , . . . und daß die Ar¬

beiterklasse das stärkste Interesse daran hat , diese
Waffe zu gebrauchen . Der Kongreß fordert deshalb alle

Parteigenossen und alle gewerkschaftlich organisierten Arbeiter

mit der größten Entschiedenheit auf , tätige Mitglieder
der Konsumvereinsbewegung zu werden und zu bleiben
und in den Konsumvereinen in sozialistischem Geiste zu
wirken . . . . "

Ebenso forderte der Magdeburger Parteitag alle Ge¬

nossinnen und Genossen „ dringend auf , . . . die im Geiste
der modernen Arbeiterbewegung geleiteten Konsumvereine zu

unterstützen . " Hoffen wir , daß diese beiden Resolutionen die

Werbearbeit unserer Konsumvereine wirksam unterstützen wer¬

den , und daß sich immer mehr Arbeiter bewußt werden , daß
es neben der politischen und gewerkschaftlichen Organisation des

Proletariats noch ein drittes wirksames Kampfmittel gegen die

herrschenden Klassen gibt : die Konsumvereine . b. ä.
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Tariferneuerungen in der Holzindustrie .
Seit vielen Wochen bereits stehen die Vertragsparteien in der

Holzindustrie in Unterhandlung , um eine Erneuerung der im No¬
vember 1910 gekündigten Tarifverträge herbeizuführen . Die Ver¬

handlungen sind durch die Unternehmer ganz ungebührlich in die

Länge gezogen worden . In der ersten Zeit schien es , als ob die

Herren überhaupt nicht zu Zugeständnissen geneigt seien , zum min¬

desten waren ihre Angebote so ärmlich , daß die Arbeiter sie kaum

ernst nehmen konnten . Von einer Verkürzung der Arbeitszeit wollten
die Arbeitgeber an den meisten Orten schon gar nichts wisse ».
Wenn die Unternehmer aber vielleicht geglaubt haben , durch eigen¬
sinnigen Widerstand und Hinauszögern die Arbeiter mürbe zu
machen , so haben sie sich gründlich getäuscht . Soweit bis heute

endgültige Abschlüsse vorliegen , sind sie zum Teil so ausgefallen ,
daß auf dieser Grundlage bei einigem guten Willen der Unter¬

nehmer eine Einigung weit früher möglich gewesen wäre .

Allerdings ist unsere Hoffnung nicht in Erfüllung gegangen ,
schon in dieser Nummer über den endgültigen Abschluß der Tarif -

bewegung berichten zu können . Vielmehr hat es jetzt sogar den

Anschein , als ob erst der Kampf in einigen Orten die Entschei¬

dung bringen sollte . Entbrannt ist der Kampf ja bereits in Lieg¬

nitz , wo die Arbeitgeber den zentralen Verhandlungen ganz fern¬

geblieben sind und schon Mitte Februar die Arbeiter aussperrten .

In Finsterwalde steht der Austritt des einzigen in Frage
kommenden Fabrikanten aus dem Arbeitgeberschutzverband in Aus¬

sicht , weshalb die Verhandlungen unterbrochen wurden . Für Ham¬

burg deuten die Nachrichten zurzeit noch auf Sturm .

Ein hervorstechendes Merkmal der diesjährigen Bewegung ist

überhaupt der bedenkliche Mangel an Disziplin bei den Arbeit¬

gebern . Trotz der gegenteiligen Abmachungen wurden in Kelk¬

heim Arbeiter ausgesperrt . In Detmold wollte ein Betrieb

den Arbeitern sogar Abzüge machen , worauf diese die Arbeit nieder¬

legten . Die Arbeiter wurden ihrerseits in Forst und Neumünster
des ewigen Hinzögerns müde und traten in den Ausstand . Ebenso

hatte der anfänglich partielle Streik in Breslau an Ausdehnung

zugenommen .
Daß den Arbeitern mancherorts endlich die Geduld riß , und

daß sie in anderen Orten an ihren berechtigte » Forderungen fest -
bieltc », veranlaßte den Arbeitgeberschutzverband , in das Kriegs¬
horn zu stoße ». In der Nummer seines Verbandsorgans vom
19. März wurden die Arbeitgeber in allen in Betracht kominendeu

22 Orten aufgefordert , sich auf die Aussperrung vorzubereiten ,
und zwar auch in de » Orten , die bereits eine vollständige Eini¬

gung erzielt haben . Diese Aussperrung sollte erfolgen , wenn es

nicht gelänge , die Schwierigkeiten zu beseitigen , die der Einigung
in einigen Städten noch im Wege stehen . Die Arbeiter lassen sich
aber durch solche Drohungen nicht schrecken . Sie waren sich von

Anfang an des Ernstes der Situation bewußt .

Inzwischen haben auch die Verhandlungen wieder einige Fort¬

schritte gezeitigt . Für Bremen haben sich die Vertreter endlich

geeinigt , nachdem sie vierzehn Tage fast ununterbrochen in Berlin

unterhandelten . Am 1. Oktober 191S soll die Arbeitszeit um eine

Stunde pro Woche herabgesetzt werden . Am 11. März 1911 ,

IS . Februar 1912 und 1. Oktober 1913 iverden die Stundenlöhne

um je 2 Pf . erhöht . Die Mindestiöhne betragen für Bauanschläger

93 Pf . pro Stunde steigend bis 1913 aus t !9 Ps . , für Tischler ,

Drechsler , Polierer und Maschinenarbeiter S6 Pf . steigend bis 60 Pf. ,
für Hilfsarbeiter über 13 Jahre 39 bis 42 Ps . , nach einjähriger

Tätigkeit 41 bis 44 Pf . Daraufhin ist am 13. März die Arbeit

wieder aufgenommen worden .

In Breslau wird am I . Oktober 1913 die Arbeitszeit von

S3 auf ö2 Stunden pro Woche herabgesetzt . Die 52 stündige wöchent¬

liche Arbeitszeit tritt auch für die Maschinenarbeiter ein , die seither

» och wöchentlich 57 Stunden arbeiten mußten . Der Lohn wird

während der Vertragsdauer um 6 Pf . die Stunde , die Akkordpreise

werden um 10 Prozent erhöht . Der Mindestlohn steigt von 40 auf

� Pf . , und zivar sofort aus 44 Pf . Daraufhin haben auch m

Breslau die Arbeiter beschlossen , am 20 . März die Arbeit wieder

aufzunehmen . Stuttgart erhält gleichfalls am 1. Oktober 1913

die 52 stündige Arbeitszeit . Die Stundenlöhne werden um insgesamt

? Pf . , die Akkordsätze um 12 Prozent erhöht . Der Mindestlohn

Ileigt von 45 auf 52 Pf . . �
Auch in den übrigen Orten werde » , soweit die Ergebmise der

Berhandlungc» hierüber vorliegen , die Löhne um 5 bis ? Pst pro

Stunde erhöht . Die Streiks in Chemnitz . Detmold und Neu -

' " ünster sind aufgehoben , so daß sich zurzeit nur in den Ver -

�agsorten Liegnitz , Forst und Kelkheim die Arbeiter un

Ausstand befinden .

Die Frage der Arbeitszeitverkürzung ist allgemein durch
den Schiedsspruch der zentralen Kommission erledigt worden . Aus
fast allen Orten ist daher Endgültiges darüber bekannt . Die nach¬
stehende kleine Tabelle zeigt in der Spalte „ 1914 " die Arbeitszeit ,
welche in der nächsten Vertragsperiode , zum Teil allerdings schon
in den Jahren 1911 bis 1913 , erreicht wird und gibt gleichzeitig
ein Bild von der Verkürzung der Arbeitszeit seit der Gründung
des Deutschen Holzarbeiterverbandes . Dabei entsprechen die Zahleil
unter „ 1910 " dem Zustand , wie er bisher durch Vertrag geregelt
war , während für die früheren Jahre zumeist statistische Durch¬
schnittszahlen herangezogen werden mußten . Bei einigen Orlen
mußten mangels anderer Angaben Arbeitszeiten ans den Jahren
1897 und 1902 zum Vergleich benutzt werde » .

VertragSgcbiet

Brenien

. . . . . .
Breslau , Tischler ( 1891 )

- Maschinenarb .
Stuttgart

. . . . .
Chemnitz

. . . . .
Elberfeld

. . . . .
Helmstedt ( 1897 ) . . .

Aachen

. . . . . .
Detmold

. . . . . .
Herford

. . . . . .
Kirchheim u. T. . . .

Neumünster . . . .
Osnabrück

. . . . .

Posen , Bautischler . .

Eiscnach

. . . . . .

Elbing

. . . . . .

Forst

. . . . . . .

Jena ( 1397 ) . . . .
Kelkheim ( 1897 , . . .
Stralsund ( 1397, . . .
Sivinemünde ( 1902 ) .

Arbeitszell in Stunden

I8W I90S 1310 1311

Verlürznng
sett I83Z
Stunden

55
64

60

61,5
59,5
62,1
63
60
61

62,5
60
60

65,5
64,5
65

60,5
63

63,5
63,5

54
54
60
54
57

56,5
54
57
56
57
57
57
57
53

58,7
57,6
53

56,6
53,5 j
60

59

53
53
57
53
54
54
54
57
55
55
56
56
56
56
57
57
56

56
57

53

59

52
52
52
52
53
53
53
54
54
54
54
54
54
54
55
55
55
55
55

56
57

3
12

6

8,5
6. 5
9
9

6
7

8,5
6
6

10,5
9. 5

10

5,5
3

7. 5
6,5

Ein Blick ans die Zilsainnienstellung zeigt uns , ivio sich das
Verlangen nach kürzerer Arbeitszeit allmählich verwirklicht hat .
Die drei Städte mit der 52stilndigeii Arbeitszeit umfassen allein
über 5000 Arbeiter , rund 1500 Arbeiter erreichen diesmal die
53 stündige Arbeitszeit und etwa 2500 der nächsten Gruppe den

Neunstundentag .
In einer Spanns von 20 Jahren ist in zähem , ausdauerndem

gewerkschaftlichen Knmpse die wöchentliche Fronzeit um 6 bis 12

Stunden herabgedrückt worden . Nicht vergessen darf man dabei ,

daß die gewerkschaftliche Erziehung eine Einschränkung , wo nicht
volle Beseitigung der liberstunden gebracht hat , die früher die

Regel waren . So ist der Grund geschaffen worden , auf dem sich

erst der weitere Aufstieg der Arbeiterschaft vollziehen kann : Zeit
ist gewonnen worden für den politischen Kampf , für die Familie
und für den Arbeiter selbst . Gewiß sind die Arbeitszeiten noch
lang genug ; sicher gibt es auch noch viele Arbeiter und Arbeite¬

rinne » in der Holzindustrie , die viel mehr Wochenstunden an die
Arbeit gefesselt bleiben . Wenn jedoch am 1. Mai die Forderung
des Achtstundentags von neuem erhoben wird , so können die deutschen

Holzarbeiter immerhin mit Stolz erklären , sich diesem Ziele im

laufenden Jahre kämpfend genähert zu haben . kß .

Der sozialdemokratische Frauentag .
I . In Deutschland .

Die Kundgebung für das Fraucnwahlrecht in Deutschland ist
nicht nur allgemein gewesen , sondern imposant , überwältigend . Das

ist der erhebende , der stolze Eindruck , den die Berichte auslösen ,
die bis zum Abschluß dieser Nummer vorliegen . Wie viele Hundert¬
tausende von Proletariern — und zwar überwiegend Frauen —

am 19 . März ein wirklich demokratisches Wahlrecht forderten , das

läßt sich zurzeit kaum ahnen . Noch steht nicht einmal fest , wie

viele , viele Hunderte von Versammlungen in allen Teilen des

Reiches stattgefunden haben , nicht bloß in den großen Städten und

Industriezentren , sondern auch in zahllosen kleinere » Orten , wo

unsere Bewegung erst festen Fuß zu fassen beginnt . Die Sozial¬
demokratie hatte seit Wochen ihre organisatorischen Kräfte wie ihre

Presse in den Dienst einer planmäßigen Agitation für die Demon¬

stration gestellt ; in der Gewerkschaftsbewegung war diese Agitation
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kraftvoll durch das gesprochene und geschriebene Wort unterstützt

worden . In Millionen von Eremplaren waren die sozialdemo¬

kratischen Flugblätter für das Frauenwahlrecht ins Land hinaus¬

gegangen . Ungezählte Versammlungen hatten den Ruf vernommen ,

daß jeder und jede einzelne die ganze Schuldigkeit tun müsse , da¬

mit die Kundgebung der Bedeutung , dem idealen Sinn , dem prak¬

tischen Bedürfnis des kämpfenden Proletariats entspreche . Allen

voran hatten die Genossinnen für die Parteiveranstaltung und ihre

ureigene Sache einen nie versagenden Feuereifer entfaltet . Und die

proletarischen Frauen sind in Massen mit einer Entschiedenheit für
die Eroberung ihres Rechtes auf den Plan getreten , daß alles

törichte Spießergeschwätz verstummen mußte : die Frauen wollen das

Wahlrecht nicht , sie sind nicht reif für den Besitz des Wahlrechts .
Die Frauen haben bekundet , daß sie sich bewußt gegen das schrei¬
ende Unrecht auslehnen , von der Mitwirkung an Gesetzgebung und

Verwaltung ausgeschlossen zu sein . Nicht bloß der Massenbesuch
der Versammlungen hat ihre politische Reife bezeugt , sondern mäch
minder die große Zahl der politisch geschulten Redneriunen , die
als Wortsührerinnen des demokratischen Prinzips vor die Öffent¬
lichkeit getreten sind , ebenso unsere Agitationsnummer , in der fast

ausschließlich Frauen das Recht ihres Geschlcchls verteidigten , die

in harten Lebensnöten dank der sozialistischen Erkenntnis aus dem

Wege der Sclbstbildung sich emporgerungen haben .
Es ist uns unmöglich , in diesem Blatte auch nur einen summa¬

rischen Überblick über die einzelnen Versammlungen zu geben . Wir

fassen sie in größeren Gruppen zusammen und heben nur das Aller -

wichtigste hervor .
In Groß - Berlin , das die Wahlkreise Teltow - Beeskow

und Nieder - Barnim in sich begreift , fanden 42 Versammlungen

statt , die alle gut , ja glänzend besucht , von denen viele überfüllt
waren . Bürgerliche Depeschenbureaus schätzen die Zahl der Teil¬

nehmer auf 30 MV Personen , höchstwahrscheinlich gut über die

Hälfte zu niedrig . Besonders eindrucksvoll waren die überfüllten

Veranstaltungen im dritten , vierten und sechsten Wahlkreis . In
den beiden erstgenannten Bezirken marschierte » Frauen in ge¬
schlossenem Zuge von einem Versammlungslokal » ach dem anderen ,
in der Waldemarstraße wurden Hochrufe auf das Wahlrecht aus¬
gebracht , und die Polizei fühlte sich vom heiligen Geist der StaatS -

« rhaltung getrieben , eine Frau zu verhaften . Die Versammlung
des dritten Kreises hörte Sympathieerklärungen bürgerlicher Frauen¬
rechtlerinnen . Hier überbrachte Frau Cauer die Grüße der demo¬

kratischen Frauen , Fräulein L i s ch n e w s k a die der liberalen Frauen
und Fräulein Lüders sprach für die bürgerliche Frauenbewegung
überhaupt .

In vielen Städten der Provinz Brandenburg sanden prächtige
Kundgebungen statt . 22 gut besuchte Versammlungen in der Pro¬
vinz Pommer » davon S allein in Groß - Stettin — erhoben
die Forderung des Frauenwahlrcchts . AuS Schlesien wird über
<Z0 Veranstaltungen berichtet ; besonders eindrucksvoll war die Massen¬
versammlung in Breslau . In Groß - Mochbem bereicherte die

hohe Löbliche die Polizeikuriosa um einen heiteren Veitrag . Sie
verbot die anberaumte Versammlung wegen — Maul - und Klauen¬

seuche , ließ aber vormittags die Gläubigen in der Kirche zusammen¬
strömen , offenbar überzeugt , daß der Herr die Seinigen kennt . Über
LS Versammlungen aus Westfalen wird uns berichtet , die vor
allem in Dortmund , Hagen , Bochum und Hattingen gut
besucht waren . Von den zahlreichen Versammlungen im Rhein¬
land treten die in Köln , Düsseldorf , Elberfeld , Barmen
und Essen an erster Stelle hervor . In Düsseldorf zogen nach
der Versammlung mehrere Tausend Frauen , begeistert Arbeiter¬
lieder singend , durch die Hauptstraßen . Aus dein Agitationsbezirk
Frankfurt a. M. wird von 19 überwiegend sehr stark besuchten
Versammlungen berichtet . Die Knndgebung in der Stadt selbst
nahm einen sehr eindrucksvollen Verlauf . Im Wahlkreis Hanau -
Gelnhausen fanden 12 schöne Versammlungen statt ; in Kassel ,
Eschwege und Mainz wiesen die Veranstaltungen einen guten
Besuch auf .

Der Ruf : Heraus mit dem Frauemvahlrecht ! erschallte in 21 Orten
Braunschweigs ; ihn stimmten imposante Versammlungen inHan¬
nover . Linden und Harburg an , ebenso kleinere Veranstaltungen
in Göttingen , Stade , Brunshausen und vielen anderen han¬
növerischen Orlen noch . 90 Versammlungen fanden allein in der

Provinz Sachsen statt , die wetteren enlsielen auf die Bezirke
Magdeburg und Merseburg ; in Halle war die Kundgebung
besonders imposant . Aus dem Erfurter Kreise wird von S guten
Versammlungen berichtet . In Westprenßen fanden in Danzig
und Ohra begeisterte Versammlungen statt , denen in den nächsten
Tagen noch weitere 14 Versammlungen folgen werden , die der
Agitation für das Frauenwahlrecht dienen . Glänzend war der Ver¬

lauf unserer Kundgebung im 7. schleswig - holsteinschen Wahl¬

kreis , zumal in Kiel ; Flensburg und Husum hatten gute Ver¬

sammlungen .
19 Veranstaltungen , deren Besuch zum Teil alle Erwartungen

übertraf , vereinigten in Hamburg , Altona und dem umliegenden
Gebiet die Kämpferinnen und Kämpfer für unsere Forderung ; in

Lübeck erfreute die Kundgebung durch die Zahl der Teilnehmer
und den Verlauf . Die Versammlungen in Bremen , Burgdamm ,
Verden , Achim , Bremerhaven , Vegesack usw . waren zahlreich

besucht . Aus Oldenburg werden ö, aus Mecklenburg 19 Ver¬

sammlungen gemeldet . In Anhalt fanden 3 erfolgreiche Veranstal¬

tungen statt , in Gotha 8, davon mehrere in ländlichen Orlen . Von

den Kundgebungen in den beiden Reuß oerdient besonders die stark

besuchte Versammlung zu Gera Erwähnung . Wirksame Veranstal¬

tungen fanden auch in Jena und Saalfeld statt .

Sehr groß ist die Zahl der Demonsttationen im Königreich

Sachsen gewesen . In Dresden - Altstadt und - Neustadt , im

Plauenschen Grund , in Löbtau , Leipzig , Zwickau und vielen

anderen Orten noch wurden die Hoffnungen der Genossinnen über

Umsang und Geist der Versammlungen von der Wirklichkeit über¬

flügelt . In Dresden , wo eine außerordentlich begeisterte Sttm -

mung herrschte , marschierten die Frauen nach Schluß der beiden

Veranstaltungen in langem Zuge durch die Straßen , eine Standarle

vorantragend mit der Inschrift : » Hoch das Frauenwahlrecht ! " Das

große Versammlungslokal in Leipzig war viel zu klein , um alle

erschienenen Frauen zu fassen . Tie Kundgebungen in Grimma ,

Würzen , Oschatz , Schöneck , Qlsnitz , Obersachsenfeld ,

Callnberg und anderwärts verliefen befriedigend .
Von den Versammlungen in Bayern tritt besonders die in

Nürnberg alS kraftvolle Willenskundgebung hervor . Fräulein

Held , die Vorsitzende des bürgerlichen Frauenstimmrechtsvereins .
überbrachte ihr die Versicherung , daß die bürgerlichen Frauen sich

mit unserem Kamps « eins fühlten . Nach Schluß der Veranstaltung

zogen die demonstrierenden Frauen und Männer in geschlossenen

Reihen vor das Hans des Bürgermeisters , und ein vieltausend -

stimmiges Hoch aus das Frauenwahlrecht erbrauste . In Fürth ,

Bambergs Ansbach . Schwabach , Würzburg , Heidingsfeld .

Augsburg , Lechhausen zeichnete sich die Kundgebung durch starke

Beteiligung und gehobene Stimmung aus . — über den Verlauf des

Frauensonntags in Baden sei vorläufig berichtet , daß in Mann¬

heim und seinen Vororten , Pforzheim , Durlach usw . sehr gut

besuchte Frauenversammlungen stattgefunden haben . Auch in der

erstgenannten Stadt soll eine Sympathieerklärung von fraueurecht -

lerischer Seite erfolgt sein . — Aus Württemberg liegen Berichte

über W Versammlungen vor , viele davon haben mit schönem Er¬

folg in kleinen , halbländlichen Orlen getagt . Besonders eindrucks¬

voll war die Kundgebung der Stuttgarter Genossinnen und Ge¬

nossen für das Frauenwahlrecht , verbunden mit der Märzfeier . Von

den zwei einberufenen Versammlungen wurde die größere in Dinkel¬

ackers Saal wegen Überfüllung abgesperrt . Vor dem Lokal demon¬

strierte die Polizei durch zahlreiches Aufgebot . Auch Besuch und

Verlauf der zweiten Versammlung waren erfreulich . In Göppingen
war die Veranstaltung in jeder Hinsicht glänzend ; Cannstatt ,

Zuffenhausen , Ludwigsburg , Ulm usw . hatten gut besuchte
Versammlungen .

Bei allen Kundgebungen in Deutschland wurde einheitlich und

einstimmig diese Resolution angenommen :
„ Die Forderung des Frauenwahlrechts ist die notwendige Folge

der durch die kapitalistische Produktionsweise bedingten wirtschast -
lichen und sozialen Umwälzungen , die die Stellung der Frau von
Grund aus umgewandelt haben .

Die zirka zehn Millionen Frauen , die im gesellschaftlichen Pro¬
duktionsprozeß tätig sind , die Millionen Frauen , die als Mutter
Gesundheit und Leben aufs Spiel setzen , die als Hausfrauen die

schwersten Pflichten übernehmen , erheben mit allem Nachdruck An¬

spruch auf soziale und politische Gleichberechtigung .
Die Frauen fordern das Wahlrecht , um teilzunehmen an der

Eroberung der politischen Macht zum Zivecke der Aufhebung der

Klassenherrschaft und Herbeiführung der sozialistischen Gesellschasr ,
die erst das volle Menschentum dem Weibe verbürgt . Damit ge¬
winnt die Frage des Frauenstimmrechls erhöhte Bedeutung für
den Klassenkampf des Proletariats , dem so ein mächtiger Bundes¬

genosse in seinem Befreiungskämpfe erwächst .
Die Sozialdemokratie ist die einzige politische Partei , die jeder¬

zeit den Kamps für die volle politische Gleichberechtigung des WcibcS

geführt hat und führt .
Die am 19. März im . . . . . . . . . . .Versammelten erklären

deshalb , daß sie sich zur Erringung des Frauenwahlrechts in die

Reihen der Sozialdemokratie stellen und mit aller Energie und Be -
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geisterung für die Eroberung des allgemeinen , gleichen , direkten

und geheimen Wahlrechts zu allen öffentlichen Vertrelungskörpern

für alle über zmanzig Jahre alten Staatsbürger ohne Unterschied
des Geschlechts kämpfen . Die Versammelten erklären weiter , un¬

ablässig an der Stärkung der sozialdemokratische » Organisation und

der Verbreitung ihrer Presse zu arbeilen , da die wachsende Macht
der sozialdemokratischen Partei die alleinige Gewähr ist für die

Demokratisierung aller öffentlichen Einrichtungen und für die Be¬

freiung der Arbeiterklasse von der Klassenherrschaft . "
Der erste geschlossene Aufmarsch der arbeitenden Frauen zum

Kampfe für ihr Bürgerrecht hat der sammelnden und führenden
Sozialdemokratie Tausende weiblicher Mitglieder zugeführt und den

Leserkreis der Parteipresse , die Sphäre des sozialdemokratischen
Einflusses beträchtlich erweitert . Zehntausende bisher Gleichgültige
haben den ersten Anstoß zu ihrer Erwcckung erhallen , neue Scharen

Rechtloser blicken auf das rote Banner in dem hoffnungsfreudigen
Vertrauen , daß es dem Kampfe für Gerechtigkeit und Kultur voran¬

getragen wir » . In der heißen Atmosphäre einer energische » Aktion

blüht stets der Weizen der Sozialdemokratie .

II . In Österreich .
Der Frauentag in Wien bot ein überwältigendes Bild von der

Reife des weiblichen Proletariats . Es war die erste große Franen -
demonstration für die politischen Frauenrechte . Wieviel Fraue - an
ihr teilgenommen haben , läßt sich nicht leicht abschätzen , weil viel¬

leicht ebensoviel , als im Zuge gegangen sind , Spalier gebildet haben .
Die Zahl der Teilnehmerinnen wird mit ISOOll bis 20 <XX> an¬
gegeben . Von ' / »t Uhr an kamen die Bezirkszüge anmarschiert , an
der Spitze die Abgeordneten und sonstigen Funktionäre der Partei .
Alle Bezirke führten in reicher Zahl Standarten mit sich . Die Ge¬

nossinnen und Genossen einiger Bezirke trugen weiße Armbinden
mit der roten Inschrift : „ Heraus mit dem Frauenwahlrccht ! "
Die Metallarbeiterinnen , die Papierarbeiteriune » usw . hallen eigene
Tafeln , die ihre wichtigsten Forderungen in Verbindung mit dem

Frauenwahlrecht enthielten . Die streikenden Schneiderinnen ,
die weiblichen Konsumvereinsbcdicnstetcn , die Handlungs -
gehilfinncn marschierten geschloffen im Zuge . Mit roten Fahnen
kamen in sesten Gruppen die Arbeilerinne » einzelner Fabriken . Die
Heiinarbeilerinnen halten eine Standarte mit prachtvollem rotem
Bande , auf das eine begeisterte Genossin gestickt » hatte : Frauen¬
tag l9ll . Unsere jüngste Organisation , die der Dienstmädchen ,
marschierte init 120 Teilnehmerinnen im Zuge . Ihre Standarte

hatte die Inschrift : „ Für gleiches Recht und menschen¬

würdige Behandlung " . Als eine Viertelstunde vor 4 Uhr
die Versammlung eröffnet wurde , waren die Säle überfüllt ,
obwohl nur 200 Stühle für ältere und kränkliche Frauen aus¬
gestellt worden waren und die Menge Kopf an Kopf gedrängt
stand . Und trotzdem hatten nur 4 von den demonstrierenden 21 Be¬

zirken Platz gefunden . Es war ein feierlicher Augenblick , als die

Sängerinnen des Arbeitcrgesangvereins das von Genossin Schle¬
singer gedichtete „ Fraueiiwahlrechtslied " ertönen ließen . „ An

uns , ihr Frauen , ist die Reihe , zu känipfen jetzt für unser Recht " ,
klang es aus jugendliche » Mädchcnkehle » durch den Saal . Dann

cröfsucle Genofsin Schlesinger die Versammlung mit einer gehalt¬

vollen Ansprache . Die Genossinnen Schlesinger , Boschek ,

Scherer und Schul er bildeten das leitende Bureau . Die Rede

des Genossen vr . Adler über die Berechtigung des Frauenwahl¬

rechts ergriff viele Frauen bis zu Tränen . Genossin Popp wür¬

digle vor allem die internationale Bedeutung des Frauentages und

begründete dann kurz — vor den Saaleingängen harrten Tauseude —

die Forderung des Frauenwahlrechts und empfahl eine entsprechende

Resolution zur Annahme , die allen Wahlrechtsversammlungen in

Österreich vorgelegt wurde . Genossin Dworschak brachte die

Solidarität der tschechischen , Genossin Scher er die der pol¬

nischen Prolelarierinnen mit der Kundgebung zum Ausdruck . Frau
v. Fürth , die Vorsitzende des Frauenstimmrechtskomitees , versicherte
die schwesterliche Solidarität der bürgerlichen Frauen im Kampfe um

das Frauenstimmrecht .
Nach der Abstimmung über die Resolution erscholl wieder das

FrauenwahlrechtSlied , und der Zug setzte sich in Bewegung . Durch

die ganze Ringstraße an den Absteigequartieren der Potentaten und

G- ldkönige vorbei , an der Hosoper , der Hofburg , den Museen und

dein Parlament vorüber bewegte er sich auf den Rathausplatz zu .

Dort , von der Rampe des Rathauses herab , hielten die Genossinnen

Ansprachen und würdigten mit kräftigen Worten die Bedeutung
des Tages , worauf der Abmarsch der Demonstrierenden unter Ge¬

lang in die Bezirke erfolgte . Während der Versammlung m den

Blumensälcn halten in Garte » und auf der Straße die Geuosstnnen

Seidel , Boschek und Prost gesprochen . In einem Nebensaal tagt «
die Versammlung der tschechischen Proletarierinnen , die eben¬

falls überfüllt war . Im Zuge , das soll noch hervorgehoben werden ,
marschierten auch 300 tschechische Ziegelarbeiterinnen in ihrer
gewohnten Kleidung : Kopftuch , Rock , Jacke und Schürze . Sie halten

zwei Stunden Wegs bis zum Versaminlungslokal , und da sie ge¬
wöhnlich in Pantoffeln oder barfuß gehen , trugen viele die un¬

gewohnten Schuhe in der Hand . Welch ein Gegensatz das alles

zu dem Korso , den die elegante Welt Sonntag nachmittag zu der

nämlichen Stunde auf dem Ring abhielt . Die Polizei störte die

Demonstration für das Wahlrecht der Frauen nicht , mit Aus¬

nahme von zwei Fällen , wo sie um die Eroberung von zwei staats¬

gefährlichen Standarten einen heißen Kampf führte . Die eine

trug einen Protest gegen den „ Moloch " Militarismus , die andere

gegen die Ausbeutung . Tie Genossinnen trugen dann an Stelle
der konfiszierten Standarte » hoch erhoben ein Blatt , auf dem zu
lesen war : Konfisziert .

Die Wiener Genossinnen sind stolz auf ihre erste Demonstration
für das Frauenwahlrecht , und sie können es sein , haben doch Zehn¬
tausende Frauen ihre politische Reife bewiese ». — Soweit bis jetzt
Nachrichten vorliegen , ist der Frauentag auch überall im Lande

großartig verlausen . Die deutschen Genossinnc » allein haben weit
über hundert Versammlungen abgehalten , auch die tschechischen
und polnischen Genossinnen , sowie die i t a l i c n i s ch e n Genossinnen

in Trieft haben Versammlungen vielfach mit öffentlichen Demon¬

strationen veranstaltet .
Genossinnen Deutschlands ! In begeisterter Kampfes -

siimmung senden euch die Genossinnen Österreichs von ihrem ersten

Frauentag schwesterlichen Gruß . Möge dem Rufe : Es lebe das

Frauenwahlrecht ! bald der Sieg folge » für euch und für uns .

Adelheid Popp .

III . In Danemark .

Die Aufforderung der Internationalen Frauenkonferenz zu Kopen¬
hagen , dem Antrag der Genossin Zetkin entsprechend einen Frauen¬
tag zur Demonstration für das Frauenwahlrecht abzuhalten , hat
auch in Dänemark Wrderhall gesunde ». In Kopenhagen und in
der Nachbargemeinde FrederikSberg hat die sozialdemokratische
Partei sünf große Versammlungen veraustaltet , und in einer Reihe
der größeren Städre : Aarhus , ELbjerg , Koldrug usw . , habe »
die Frauen ebenfalls für ihr politisches Bürgerrecht demonstriert .
Männliche und weibliche Redner der Partei haben mit großem
Nachdruck die Forderung vertreten , und überall haben die massen¬
haft erschienenen Frauen der folgenden Resolution zugestimnit :

„ Die Versammlung spricht ihre tiefe Unzufriedenheit und ihr
Bedauern darüber aus , daß die Frauen noch von dem Wahlrecht
und der Wählbarkeit zun : Reichstag ausgeschlossen sind . Sie schließt
sich vollständig dem dringenden Verlangen an , das immer mehr in

der ganzen Kulturwelt emporloht , den Franc » ihre politische Gleich¬

berechtigung mit den Männern zu gewähre » . Der jetzige Stand

der Dinge ist moralisch niederdrückend , den Interessen der Gesell¬
schaft schädlich und den demokratischen Anschauungen unserer Zeit
zuwider . Dieser mißliche Stand der Dinge muß beseitigt werden .

Die Versammlung erklärt sich solidarisch mit dem Standpunkt ,
den die Sozialdemokratie zu der Wahlrechtssrage im Reichstag ver¬
treten hat , und fordert die Regierung und die Erste Kammer auf ,
möglichst bald die von der Zweiten Kammer beschlossenen Ände¬

rungen der Verfassung gutzuheißen , dank deren die Frauen das

politische Wahlrecht erlangen werden . "

Wie aus der Resolution hervorgeht , ist die Demonstration für das

Frauenwahlrecht in Dänemark gerade zu rechter Zeit gekommen . Die

Ziveite Kammer ( Foltething ) hat vor kurzem eine Änderung der Ver¬

fassung beschlossen , welche den Frauen zu dem kommunalen auch
das politische Wahlrecht bringen würde . ' Aber die Reform stößt in der
Ersten Kammer zLandsthing ) auf eine Schwierigkeit , die prinzipiell
mit der Frauenwahlrechtsfrage selbst nichts zu tun hat . Wenn eine
Änderung der Verfassung in Kraft treten soll , so muß zunächst eine
Auflösung beider Kammern erfolge ». Bei einer solchen Auflösung
muß die Regierung Stellung zu der alten Streitfrage nehmen , ob
die vom König ernannten lebenslänglichen Mitglieder des Lands¬
things ebenfalls verabschiedet werden lönnen . Die regierende Partei
wagt diese Frage weder zu bejahen , noch zu verneinen , und des¬

wegen wird jede Frage verschleppt , die eine Änderung der Ver¬

fassung nach sich zieht . So tommt es , daß auch die Frauen mit
ihrer Rechtsforderung zunächst warten müssen . Tie Demonstrationen
des 13. März haben den hohen Herren gezeigt , mit welcher Un¬
geduld diese auf ihre Gleichberechtigung warten .

Bei unserer Demonstration für das Wahlrecht haben wir nicht
vergessen , was die Frauenkonferenz den Genossinnen eingeschärft
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hat : daß es Aufgabe der proletarischen Frauenbewegung ist , nicht

nur das sehlende Wahlrecht zu fordern , sondern auch die Frauen

anzueifern , bereits bestehende Rechte mit der äußersten Energie

auszunutzen . In Frederiksberg steht gerade jetzt die Wahl zu der

„Hilfskasse " bevor , zu welcher auch die Frauen wahlberechtigt sind .

In dieser Kommune haben aber die Konservativen während der

zwei letzten Jahre die brutalste Reaktionswirlschaft getrieben . Mit

einer Frau als Wortführerin haben sie die Unterstützung der be¬

dürftigen Arbeitslosen der Armenpflege zugewiesen , obgleich die

anderen Gemeinden durch außerordentliche Beiträge zu den Hilfs¬

kassen den unschuldig Leidenden geholfen haben .
Die Frauen im Lande sind durch die Agitation des Frauentags

aufgerüttelt worden . Hoffentlich wird das Ergebnis davon unseren

Sieg bei der bevorstehenden Wahl sichern . dl. ö. , Kopenhagen -

IV . In der Schweiz ,

Er stand im Zeichen des erwachenden Frühlings . Warme Lenzes¬

luft , goldene Sonnenflut sandten ihr Grüßen ! In Scharen sind die

proletarischen Frauen fast in allen Städten der Schweiz dem Rufe

zur ersten Kundgebung für ihr politisches Wahlrecht gefolgt . Alle

Sektionen desArbeiterinnenverbandes hatten sich aufs eifrigste

bemüht , diesen Tag der internationalen Demonstration in würdiger

Weise zu begehen . Sie fanden von feiten der organisierten Arbeiter

hilfreiche Unterstützung . An den meisten Orten kam neben der

Referentin noch ein Genosse zum Wort . Die Forderung der

Frauen nach politischen Rechten gelangte um so eindrucksvoller zur
Geltung .

Imposant gestaltete sich der Frauentag in Zürich im großen
Saale des alkoholfreien Volkshauses . Die dichtgedrängte Frauen¬

versammlung bot ein herzerfreuendes Bild . Im Hintergrund und

auf den Seiten standen die zahlreich erschienenen Genossen . Genossin

Walter - Winterthur und Genosse Lyn g - Zürich teilten sich in die

Aufgabe des Tages . Die Referate beider wurden mit begeistertem

Applaus überschüttet . Es nahmen Frauen als Delegierte gewerk¬
schaftlicher Organisationen an der Kundgebung teil .

In Basel stellte die Regierung den großen Sitzungssaal des

Großen Rates ( Abgeordnetenhaus , zur Verfügung . Hoffentlich öffnet
die Regierung die Türen ihres Ratssaales den Frauen nicht nur

zum Demonstrieren für ihre politischen Rechte , sondern bald zur

Ausübung derselben .
Die Demonstrationsversammluiigen stimmten zum Schlüsse ein¬

mütig der folgenden für de » schweizerischen Frauentag einheitlich

abgefaßten Resolution zu :

„ Die Versammlung vom 19. März 1911 in . . . erklärt sich als

einen Teil des in einer größeren Zahl von Gemeinden gleichzeitig

stattfindende » Ersten schweizerischen Frauentags . Der Erste schweize¬
risch « Frauentag schließt sich begeistert den gleichen Tages zu¬
sammentretenden sozialdemokratischen Frauentagen Deutschlands
und Österreichs an in der Proklamiermig der von der Internatio¬
nalen Frauenkouferenz geforderten politischen Rechtsgleichheit der

Bürgerinnen mit den Bürgern .
Die gewaltige Umwälzung der sozialen und wirtschaftlichen

Verhältnisse durch die kapitalistische Produktionsweise hat das weib¬

liche Geschlecht aus dem engbegrenzten Kreise der Häuslichkeit

hinausgedrängt in das allgemeine Getriebe der Volkswirtschaft .

Immer mehr schwillt das Heer der fronenden Frauen an , die unter

eigener Verantwortlichkeit um ihr Dasein ringen und darin de »

Männern wirtschaftlich gleichgestellt sind . Die wirtschaftliche Gleich¬

stellung der Frau mit dem Manne und ihre ökonomische Un¬

abhängigkeit von der Familie zwingen sie zur Mitbetätigung in
den öffentlichen Angelegenheilen , die auch in ihren Jnteressenkreis
eingreifen .

Die Frauen können ihre wirtschaftlichen Interessen nur dann

wirksam verteidigen , wenn sie politische Rechte besitzen . Der Erste
schweizerische Frauentag fordert daher das gleiche Stimm -
uud Wahlrecht für Männer und Frauen in allen Ange¬
legenheiten der Gemeinde , des Kantons und der Eidgenossenschast .

In Vertretung der proletarischen Arbeiterinnenbewegung be¬

grüßt der Frauentag die Behandlung des Frnuenstimmrechts durch
den nächsten Parteilag der schweizerischen Sozialdemokratie und

erwartet ein tatkräftiges Eingreifen der Partei für diese gerechte

Forderung . Denn nur mit der Einwertung des Weibes als gleich¬

berechtigte Persönlichkeit neben dem Manne , als Vollbürgerin , wird

jene reine politische Demokratie geschaffen , die den Weg bahnt zur

sozialen Umgestaltung und damit zur sieghasten Menschheits¬

befreiung . " V. L.

Iliternationale Grüße

zum sozialdemokratischen Frauentag .
I . Aus Amerika . *

Die amerikanischen Sozialistinnen haben mit Frenden den

Ersten Frauentag ihrer deutschen Genossinnen begrüßt .
Auf amerikanischem Boden gedieh zuerst der Gedanke , eine

nationale sozialistische Demonstration für das Franemvahlrecht
zu veranstalten . Von dem nationalen Frauenkoinitee der Sozia -
Iistischen Partei angeregt , wurde er von der gesamten Partei¬
organisation enthusiastisch aufgenommen , und am 26 . Februar
dieses Jahres hat die Sozialistische Partei der Vereinigten
Staaten zum drittenmal ihren Frauentag festlich begangen . In
allen größeren Städten des Landes und in vielen kleinen Orten

wurden wirkungsvolle Massenversammlungen veranstaltet , und

die Parteipresse gab besondere Agitationsnummern heraus , die

der Erwecknng und Aufklärung der Frauen gewidmet waren .

Durch den Beschluß der Internationalen Sozialistischen
Frauenkonferenz in Kopenhagen ist nun unser nationaler Frauen¬
tag zum internationalen sozialistischen Feiertag erhoben wor¬

den . Daß die deutsche und die österreichische Sozialdemokratie
die ersten in Europa sind , diesen Beschluß in die Tat umzu¬

sehen , entspricht ganz dem Geiste der Pionierarbeit , die beide

seit jeher geleistet haben . Die junge sozialistische Frauenbewe¬
gung der Vereinigten Staaten wird dadurch nur noch fester
und inniger mit der sozialistischen Frauenbewegung Deutsch¬
lands und Österreichs verknüpft . Darum rufen wir den Kampf -
genosstnnen jenseits des Ozeans ein herzliches „ Glückaus " zu .
Unter dem Banner des internationalen Sozialismus schreiten
die Proletarierinnen aller Länder ihrer politischen und ökono¬

mischen Befreiung entgegen . Meta L. Stern , New Jork .

II . Aus Bosnien .

Den tapfer kämpfenden deutschen Genossinnen senden wir

unseren Gruß mit einem Hoch auf das Franemvahlrecht .
Die Genossinnen Sarajevos .

Aus der Bewegung .
Von der Agitation . Im Auftrag des Kreisvorstandes der

Parteiorganisation für den L2. Reichstagswahlkrcis unternahm Ge¬

nossin Pollender vom 6. bis 13. Februar 1911 eine Agitations¬
tour durch das Vogtland . Das Thema in den Versammlungen
lautete : „ Was hat der jetzige Reichstag für die Arbeiter und Ar¬
beiterinnen getan , und warum sind die Frauen politisch rechtlos ? "
Die stlednerin schilderte in klarer Weise die Tätigkeit des Reichs¬

tags , der seine Zusammensetzung de » Hottentollenwahlen verdankt .

Sie zeigte , daß dieser Reichstag der Arbeiterklasse nicht die geringste
Verbesserung ihrer politischen und wirtschaftlichen Lage gebracht ,

sondern ihr nur durch neue indirekte Steuern noch schwerere Lasten

aufgebürdet hat . Der Besuch der Versammlung in Auerbach
kann nicht als befriedigend bezeichnet werden angesichts der Tat¬

sache , daß dort in der Gardinenindustrie große Scharen weiblicher

Arbeitskräfte fronden . Viele Frauen und Mädchen begreifen eben
immer noch nicht , welche Bedeutung die Beteiligung am politischen
Leben für sie selbst besitzt . Die führenden Genossen müssen in

Auerbach alles daransetzen , um die in den Fabriken tätigen
Frauen und Mädchen in unsere Versammlungen zu bringen . Daß
der Erfolg steter Bemühungen nicht ausbleibt , zeigte die Versamm¬
lung . Nach Genossin Pollenders trefflichen Ausführungen traten
13 Frauen der sozialdemokratischen Partei bei . In Netzschkau
hatten die Genossen der Versammlung tüchtig vorgearbeitet , und

diese wies daher auch einen guten Besuch auf ; es waren in ihr
2S0 Frauen und SV Männer zugegen . Die Ausführungen der Ne -

ferentin über die Ausbeutung der Textil - und Heimarbeiterinne »
fanden die volle Zustimmung der Anwesenden und wurden von

manchen durch eigene Erfahrungen noch ergänzt . So wurde unter
anderem mitgeteilt , daß es Firmen in Stetzsch kau gibt , die groß¬
artig ein „ Gnadengeschenk " von 7S Mk . ihren Arbeitern und Ar¬

beiterinnen gewähren , nachdem diese 25 Jahre mit einem Hunger¬

lohn abgespeist worden sind und den Fabrikanten zum Millionär

' Dieser Gruß traf zu spät für die Frauenwahlrechtszeitung ein.
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gemacht habe » . Es konnten 31 Mitglieder fiir die Organisation

gewonnen werden . In Reichen dach fand eine sehr gut besuchte

Versammlung statt , in der 300 Personen anwesend waren und für
die Partei 40 neue Mitglieder geworben wurden . Frauen und

Mädchen sind am Orte hauptsächlich in den Spinnereien , Webereien

und Apprclnranstalten beschäftigt , viele mühen sich auch in der

Heimindustrie . In Falkenstein , wo in der Spitzenindustrie an¬

nähernd 4<XX1 Arbeiterinnen tätig sind , war unsere Versammlung
verhältnismäßig schwach besucht , 12 neue Mitglieder waren hier

ihr unmittelbarer Erfolg . Es wäre gut , wenn die fortgeschritteneren
Genossen und Genossinnen Falkensteins jede Gelegenheit und jede
freie Minute ausnützen würden , um die uns fernstehenden Prole¬
tarierinnen aufzurütteln . Das kleine Rebesgrün mit 1700 Ein¬

wohnern wies einen erfreulichen Vcrsnmmlungsbesuch auf ; mit

großer Aufmerksamkeit folgten die Anwesenden den Ausführungen
der Redncrin , die es ausgezeichnet verstand , j�nen die Fragen nahe¬

zubringen , die ihr eigenes Leben so eng berühren . Ter Wahlver -
rin buchte 37 neue Anmeldungen . Mäßig besucht war die Ver¬

sammlung in Neuniark , vor allem waren wenig Frauen und

Mädchen erschienen . Obwohl die Arbeitsverhältnisse i » Neumark
alles andere als rosig sind , wie so mancher Artikel in unserer Presse
beweist , sind die Arbeilerinnen immer noch nicht zum Klassenbewußt¬
sein erwacht . 12 Mitglieder traten hier der Partei bei . Für Lengen¬
se ld fand eine überfüllte Versammlung im Nachbarort Grün statt ,
und zwar deshalb , weil den Lengenfelder Genossen kein Ver¬

sammlungslokal zur Verfügung steht . Zwar sehen es die Herren
Wirte sehr gern , wenn der Arbeiter sein Geld bei ihnen verzehrt ,
wenn er aber ein Lokal braucht , um über seine Interessen zu be¬

raten , da winken sie ab . Die Unternehmer könnten es übel ver¬

merken , wenn die Arbeiter dazu ein Lokal erhielten . Aber nur so

lange wird man den Proletariern eine solche Behandlung zu bieten

wagen , als diese sich ihrer Macht noch nicht bewußt sind . Hoffent¬

lich raffen sich die Arbeiter und Arbeilerinnen von Lengenfeld

auf und machen den Wirten gegenüber Gebrauch von ihrer Macht .
— Die Unterzeichnete machte in allen Versammlungen auf den am

I ». März stattsindcnden Frauentag aufmerksam . Es werden in

etwa zehn Orten des Kreises Versammlungen stattsinden , in denen

das Frauenwahlrecht gefordert wird . Pauline Ludwig .
„ Der Kampf des Volkes um Freiheit und Brot " lautete die Tages¬

ordnung in 17 Agitalionsversainmlungen in Elsaß Lothringen , in
denen die Unterzeichnete referierte . Die Versammlungen fanden in
folgenden Orte » statt : Metz , Merlenbach , Bisch weiter , Straß¬
burg , Schiltigheim , Erstein , Markirch , Barr , Kestenholz ,
Münster , Kolmar , Sulz , Gebweiler , Mülhausen , Hünin¬

gen , Rixheim und Dorn ach . Mit Ausnahme der Versammlungen
in Metz und Erstein waren alle gut besucht . In Straßburg ,
Mülhausen und Kestenholz waren die Versammlungssäle viel

zu klein , die Menschen standen dicht gedrängt wie die Mauern ; in

den beiden erstgenannten Orten wurden die überfüllten Lokale poli¬

zeilich abgesperrt . Erfreulich war die zahlreiche Beteiligung der

Frauen an den Versammlungen . In manchen Orten war es zum
erstenmal , daß sie in das politische Leben hinaustraten . Überall

folgten die Massen den Ausführungen der Rednerin mit gespann¬

tester Aufmerksamkeit , und der Erfolg zeigte sich in dem starken

Beifall und allerorts in den Beitrittserklärungen zur Partei und

dem Abonnement auf die Parteipresse . Da an manchen Orten die

Organisationen noch sehr schwach sind , oder die Angst vor Maß¬

regelung die Genossen abhält , die nötige Werbearbeit zu entfalten ,

so hatte Parteisekretär Genosse Hueber mehrere der Versammlungen

selbst auf das sorgfältigste vorbereitet . Er leitete auch einige dieser

Versammlungen und sprach als Diskussionsredner . Daher wurde Ge¬

nosse Hueber zusammen mit der „ bösen Frau " , das heißt der Re¬

ferentin , den Kindern des Ortes Kestenholz als ein Frevler an der

geheiligten Religion geschildert . Mit Hilfe der Religion die Aus¬

gebeuteten in Demut zu erhalte », ist gerade in Elsaß - Lothringen

nötig , mit seinen ungeheuer niedrigen Löhnen in der ausgedehnten

Textilindustrie . Die reichen Fabrikanten zahlen ihren Arbeitern

wahre Hungcrgroschen , so daß neben dem Manne auch die Frau und

die Kinder in das Joch der kapitalistischen Ausbeutung gezwungen
werden . Gelegentliche „ Bettclsuppen " und sonstige „ Wohlfahrts¬

einrichtungen " sollen die Lohnsklaven über ihre furchtbare Aus¬

beutung hinwegtäuschen . Daß das aber auf die Tauer nicht gelingt ,
das zeigt die hier zwar langsam , aber sicher vorwärtsschreitende

Organisierung der Proletarier . Weder die Scheinheiligkeit der Pfaffen ,

noch die Brutalität und heuchlerische Fürsorge der Jndustriebarone ,
oder die nationalistische Hetze werden die Ausbreitung des Klassen¬

bewußtseins unter den Arbeitern aufhalten . Auch in Elsaß -

Lothringen erkennen die Proletarier , daß die politische und ge¬

werkschaftliche Organisation die Waffen sind , deren sie sich km

Kampfe um Freiheit und Brot bedienen müssen , wenn sie den

Kapitalismus überwinden wollen . Linchen Baumann .

Im Agitationsbezirk Hesscn - Tarmstadt sprach die Unterzeich¬
nete in 13 öffentlichen Versammlungen , die in folgenden Orten

stattfanden : Mainz , Waisenau , Alzey , Nteder - Jngel -
heim , Budenheim , Mo m dach , Gonsenheim , Worms ,

Rüsselsheim , Königsstädten , Kleiu - Gerau , Ostheim
und Mörfelden . Das Thema in den Versammlungen des Kreises
Mainz lautete : „ Die Frau und der Sozialismus " , in den übrigen
Orten : „ Die künstliche Verteuerung der Lebensmittel und die Auf¬
gaben der Frauen bei der nächsten Neichstagswahl " . Abgesehen
von Mainz , wo die nahe Fastnacht das Interesse am politischen
Leben schwächte , waren die Versammlungen gut besucht . In

manchem Orte gestaltete sich die Versammlung zu einem öffent¬
lichen Ereignis . Daß eine Frau über politische Dinge redet , war

doch etwas Neues . In kleinen Orten besitzen die Frauen meist
eine große Scheu vor dem Besuch politischer Veranstaltungen . Aber
die Teuerung der Lebensmittel hat sie aufgeweckt , sie beginnen
ihr Vorurteil fallen zu lassen und wagen sich in die Versamm¬
lungen , um an der Erörterung politischer Fragen teilzunehmen . In
Nieder - Jngelheim , Königstädten , Ost heim und Mör¬

felden waren so zum erstenmal Frauen in der Versammlung ; sie

folgten aufmerksam und mit Verständnis den Worten der Rednerin .

Manche Frau zog auch die Lehre ans den Ausführungen und ent¬

schloß sich , der Partei beizutreten . Der Bann ist gebrochen , die

Anteilnahme der Frauen am politischen Leben geweckt . Unsere

Aufgabe muh es sein , das aufkeimende Interesse lebendig zu halten
und die Frauen zu bewußten Kämpferinnen für unsere Sache zu

erziehen . Linchen Bau mann . '

Vou den Organisatiouen . Anfang März veranstaltete die

Frauengruppe der Parteiorganisation Gmünd eine Mit¬

gliederversammlung , die von 30 Genossinneu besucht war . Der von
der Partei ausersehene Gruppenleiter hielt einen belehrenden Vor¬

trag über Geschäftsordnung und parlamentarische Leitung unserer
Versammlungen . Er zeigte , wie notwendig eine richtig gehandhable

Geschäftsordnung für die sachgemäße Führung der Verhandlungen
und damit für einen Erfolg der Veranstaltungen sei . Nach dein

Vortrag machte der Gruppenleiter noch Vorschläge zu einer um -

sassenden Agitation unter den Gmünder Arbeiterinnen , an
der sich fast alle anwesenden Genossinnen beteiligen werden . Die

Bersaminlung beschäftigte sich außerdem noch mit dem bevorstehenden
Frauentag , für welchen eine eifrige Agitation entfallet wird . Der
Erfolg dieser Werbearbeit wird unter der hiesigen arbeitenden Be¬

völkerung nicht ausbleiben , obgleich hier der Klerikalismus noch
Trumpf ist . - j -

Jahresbericht über den Stand der Frauenorganisation in

Würzburg . Am 8. März war es ein Jahr , daß in Würzburg die .
erste Versammlung für die Frauen und Mädchen des arbeitenden

Volkes stattfand . Vorher hatten viele bürgerliche Frauenversamm¬
lungen gelagt , die vom Verein für Frauenstimmrecht ausgingen . An

ihnen nahmen jedoch nur Damen des Bürger - und Beamtentums
teil , und zwar in geringer Zahl ; die Proletarierinnen blieben ihnen
fern . In der ersten Versanimlung , die für diese einberufen wurde ,
referierte Genossin Zietz . Obgleich die Versammlung nur mäßig
besucht war , gelang es , außer einer Anzahl von Männern 21 Frauen
für die Partei zu gewinnen und damit den Anfang zur politischen
Organisierung der Frauen zu machen . Um die Genossinnen auf¬
zuklären und zu schulen , wurden eigene Vortragsabende für sie ab¬

gehalten . Den ersten Abend am 24 . Mai besuchten 24 Genossinnen ,
den zweiten 13. Die Zahl war dadurch gesunken , daß ö der Ge¬

nossinnen . in dem benachbarten Städtchen Heidingsfeld wohnen ,
in dem die Organisation von da an eigene Versammlungen für
die Frauen veranstaltet . Seit der Einführung der besonderen Vor¬
tragsabende für die Genossinnen stieg die Zahl der weiblichen Mit¬
glieder des sozialdemokratischen Vereins ununterbrochen . Die or¬
ganisierten Genossinnen brachten in jede Versammlung Unorgani¬
sierte mit , die dem Verein beitraten . Am Jahresschluß gehörten
ihm annähernd 70 Genossinnen an . Einen kräftigen Fortschritt
machte die Organisierung der Frauen durch eine öffentliche Ver¬
sammlung Ende Januar dieses Jahres , in der Genossin Zetkin -
Stuttgart referierte . Die Versamnilung , an der über 2000 Personen
teilnahmen , darunter viel bürgerliches Publikum , brachte 4 « neue

weibliche Parteimitglieder , und fast ebensoviel haben sich uns in den

darauffolgenden Wochen angeschlossen , so daß jetzt , ein Jahr nach
dem Einsetzen einer planmäßigen Arbeit für die Aufklärung und
den Zusammenschluß der Frauen , gegen 170 Genossinnen in den
Reihen der sozialdemokratischen Partei stehen . Als wir diese Arbeit

aufnahmen , prophezeiten uns die älteren Genossen große Ent¬

täuschungen . Unsere Erfolge haben dagegen unsere Erwartungen



204 Die Gleichheit Nr . lZ

überlroffen . Es ist nicht nur gelungen , Frauen in wachsender Zahl

zu organisieren , sondern auch sie festzuhalten , und die Frauenabende

tragen dazu das Ihrige bei ; sie schulen »ins einen Stamm tüch¬

tiger Genosstnne » . Der letzte solche Abend war von 80 Frauen

besucht , ein Zeichen erfreulichen BildungSstrebens . Die gleichen

günstigen Erfolge sind bei dem Vertrieb der „ Gleichheit " zu kon¬

statieren . Während anfangs kaum 1' / » Dutzend Exemplare nach

Würzburg kamen , zählen wir jetzt , nachdem die Genossinnen die

Agitation selbst in die Hand genommen haben , 150 Abonnentinnen

des Blattes . Manche Genossinnen erhalten die „ Gleichheit " von

ihrer Gewerkschaft , so daß die Verbreitung unseres Frauenorgans
eine noch größere ist . Der Eifer und die Schaffensfreudigkeit der

Genossinnen sind in jeder Beziehung musterhast und gewähre » die

besten Hoffnungen für die Zukunft . Lekät .

Politische Rundschau .
Der Wahnsinn des militärischen Wettrüstens ist auf

einem Punkte angelangt , wo er selbst den bürgerlichen Parteien un¬

erträglich zu werden beginnt , wo sie den Gedanken der internatio¬

nalen Beschränkung der Rüstungen ernsthaft zu erörtern beginnen .
Die liberale Regierung Englands hat — ganz im Widerspruch

zu den programmatischen Erklärungen der liberalen Partei oder

wenigstens ihres linken Flügels gegen die Steigerung der mili¬

tärischen Lasten — dem Parlament ein Flotlenbudget vorgelegt ,
das eine gewallige Vermehrung der Ausgaben mit sich bringt .
Die Ausgaben für die Flotte sollen in diesem Jahre die fabelhafte

Höhe von 888 Millionen Mark erreichen , das ist 78 Millionen

mehr als im Vorjahr . In den letzten fünf Jahren sind die jähr¬
lichen Ausgaben für die englische Flotte um 268 Millionen Mark

gewachsen ! Die ungeheure Belastung des Volkes durch diese riesigen
Summen soll England in Stand sehen , im Jahre 1S13 über

mehr kriegsbereite Dreadnoughts , das heißt gepanzerte Schlacht¬
schiffe mit schweren Geschützen , zu verfügen als der Dreibund und

Frankreich zusammen . Das Vorgehen Englands ist die Ant¬
wort auf die deutschen Flottenrüstungen . Und sollte Deulsch -
land nach Ablauf des alten Floltengesctzes im Jahre 1912 zu einer
neuen Vermehrung seiner Kriegsschiffe schreiten , so wird England
darauf wieder mit nur noch größeren Rüstungen antworten . Eng¬
land ist entschlossen , unter allen Umständen seine llberlegenheit zur
See zu behaupten und jeden Versuch zu vereiteln , ihm seine Stel¬

lung als erste Seemacht zu entreißen .
Aber die Last , die durch dieses Wettrüsten den Völkern auf¬

erlegt wird , droht ihnen den Atem zu nehmen . Die englischen
Liberalen sehen mit Grausen , wie die ungeheuren Ausgaben alle

Staatsmittel aufzuzehren im Begriff sind , wie sie alles für die

Sozialreformen nötige Geld mit Beschlag belegen , durch die die
Liberalen die Arbeiterklasse an sich zu fesseln und vor der Ab -

schwenkung zum Sozialismus zu bewahren hoffen . Daher befür¬
worten sie lebhaft ein Abkommen mit Deutschland , die Seerüstungen

beiderseitig einzuschränken . Der englische Minister des Auswärtigen
hat sich im Unterhaus nicht genug tnn können in der düsteren Aus¬

malung der bösen Folgen des Weltrüstens . Er erklärte die Bürde

der Rüstungen für eine größere Gefahr als den Krieg selbst , sie be¬

deute ein Verbluten in Friedenszeiten . Einige glaubten , daß die

Rüstungen schließlich den Krieg herausbeschwören müßten , da ihre

Last unerträglich würde . Ihm aber sei es wahrscheinlicher , daß die

Last einmal durch eine innere Revolution beseitigt werde , durch
eine Revolte der Masse gegen die Besteuerung . Wenn man aber

durch die Steuern den Hunger erzeuge , wie es früher oder später
jedes Land tun werde , falls die Flotten - nnd Heeresausgaben be¬

ständig wachsen , dann stehe man in absehbarer Nahe der Revolte ,
die den KriegSrüstungen ein Ende bereiten werde . Der englisch «
Minister hat damit nichts Neues gesagt , neu ist nur , daß solche
Ausführungen von einem Minister , vom Regierungstisch ans ge¬
macht werden . Die liberale Regierung Englands macht damit den

Anschauungen , die die Liberalen vor ihren Wählern vertreten haben ,
eine höfliche Verbeugung , während sie in Wirklichkeit nach dein
Willen der Konservativen handelt , die zur Steigerung der

Rüstungen treiben . Der Liberalismus fühlt sich nicht stark genug ,
seinen Gegnern in diesem Punkte Widerstand zu leisten ; er fürchtet ,
daß die Konservativen die deutschen Flottenrüstungen ausnützen

würden , um alle nationalistischen Jnstintte unter der Wählerschaft

gegen die Liberalen als die „ Verräter des Vaterlandes " zu ent¬

fesseln . Auch wollen die eigentlichen liberalen Macher , die liberalen

Kapitaliste », im Grunde von den Idee » des linken sozialreforme -
rischen Flügels nichts wissen , sie sind so gut Imperialisten wie die

Konservativen . I » dieser Klemme greift die liberale Regierung
begierig den Gedanken der Abrüstung auf , wozu sie auch die

Schwierigkeiten der auswärtigen Politik geneigt machen . Die eng¬
lische Bourgeoisie ist relativ gesättigt , eine Versöhnungspolitik , ein

Abkommen , das ihr Ruhe und den Besitz ihrer politischen Stellung
in der Welt sicherte , kann ihr nur erwünscht sein . So hat denn

das Unterhaus die Erklärung des Ministers des Auswärtigen ,
Grey , daß es in jeder Beziehung vorteilhaft wäre , wenn mit

Deutschland ein Abkommen erzielt werden könnte auf wechselseitige

Begrenzung der Rüstungen , mit lautem Beifall aufgenommen . Der

Minister wies darüber hinaus noch auf ein internationales Ab¬

kommen für alle Kulturländer als größeres Ziel hin . Mit starker

Mehrheit hat dann das Unterhans eine Erklärung angenommen ,
die das Fortbcstehen der Notwendigkeit großer Rüstungen bedauert

und die Herbeiführung einer internationalen Vereinbarung für die

Beschränkung der Rüstungen willkommen heißt .

Indes , weit wichtiger und bedeutsamer als diese Vorgänge ist
die Stellung der deutschen Negierung dazu . Denn dergleichen

Anregungen Englands sind nicht neu , nur haben sie bisher auf

deutscher Seite stets Ablehnung erfahren . Deutschlands Bourgeoisie

ist noch nicht zu dem Grade der Sättigung wie die englische ge¬

langt ; der deutsche Imperialismus ist aggressiver , noch stärker auf

Ausdehnung und Eroberung gerichtet als der englische , der mehr

seine erworbene Stellung zu festigen und zu verteidigen hat . Die

Idee des Nüstungsabkommens hatte daher bislang in Deutschland
bei der Regierung und den bürgerlichen Parteien keinen Anklang

gefunden . Das neue Floltenbndget Englands scheint nun aber doch
der Erkenntnis zum Durchbruch verholfen zu haben , daß das Wett¬

rüsten schließlich an dcni Kräfteverhältnis Deutschlands und Eng¬
lands zur See nichts ändern kann , daß der englische Vorsprung nicht

einzuholen ist . Die offiziöse „ Norddeutsche Allgemeine Zeitung "

erklärt , daß die Neichsregierung zu Vereinbarungen mit England

gern bereit sein werde .
Man niag über die Bedeutung dieser Kundgebungen noch so

skeptisch denken und ebenso über die Tragweile und Wirksamkeit

solcher Abkomme » , man wird doch nicht verkennen dürfen , daß in

diesen Erscheinungen zum Teil der wachsende Einfluß der Sozial¬
demokratie ans die Volksmassen zum Ausdruck kommt . Di « eng¬

lischen Liberalen würden sicherlich nicht den Eifer für die Sache

zeigen , ivenn sie nicht das Abrücken der Arbeiterschaft zum Sozia¬
lismus zu fürchte » hätten . Nnd ebenso wird bei den Erwägungen
der deutschen Negierung leine geringe Nolle die Gewißheit gespielt

haben , daß der durch die Rüstungen wachsende Steuerdruck der

Soziaidcmolratie große Anhängerscharen zuführen muß . Und wenn

wir auch nur zu gut wissen , daß die kapitalistische Ordnung immer

aufs neue Gegensätze zwischen den Bourgeoisien der verschiedenen
Staaten schafft und es daher in ihr immer wieder Streit um Beute ,

um die Absatzmärkte geben wird nnd eine absolute Sicherung des

Weltsriedens durch Abkomme » und Schiedsgerichte für den Kapita¬
lismus unmöglich ist , so schließt das doch nicht aus , daß wir solche

Einrichtungen ebenso fordern und fordern , ebenso wie Arbeiterschutz
und Arbeiterversicherung und dergleichen , die das Proletariat stärke »,
ohne doch das Wesen der kapitalistischen Gesellschaft umändern zu
können . Die Arbeiterschaft der Kulturländer , besonders die Eng¬
lands nnd Deutschlands , muß die Gelegenheit nutzen , um die Re¬

gierungen und die bürgerlichen Parteien auf dem Wege zum Ab¬

komme » vorwärts zu treiben . Die sozialdemokratischeFraktion
des Reichstags hat denn auch sofort folgenden Antrag eingebracht :
„ Der Reichstag wolle beschließen , den Herrn Reichskanzler zu er¬

suchen , er möge im Hinblick darauf , daß die französische Depu -
liertentammer und das englische Nnterhaus die Bereitwilligkeit zu
Rüstungsbeschränkungen ausgesprochen haben , sofort Schritte tun ,
um eine internationale Verständigung über die allgemeine Ein¬

schränkung der Rüsumge » in Verbindung mit der Abschaffung des
Scebeuterechls herbeizuführen . " Nun haben also die Reichsregierung
und die bürgerlichen Parteien das Wort .

Die Stichwahl in Kempten - Jmmenstadt hat , wie auf Grund
der sozialdemokratischen Wahlparole vorauszusehen war , mit dem

Siege des Liberalen geendet . Mann firr Mann haben die sozial¬
demokratischen Wähler ihre Stimmen für den nalionailiberalen
Kandidaten abgegeben , so daß dem Zentrum das Heranholen der

letzte » Reserven nichts mehr helfen konnte . Zwei Tage darauf erlitt
der schwnrzblaue Block bei der Nachwahl im oberhessischen Kreise
Gießen - Nidda eine neue schwere Niederlage . Die Antisemiten ,
die das Mandat innehalten , brachten es nur auf 7958 Stimmen , sie
verloren gegen 1987 , wo sie 9817 Stiinmen erhielten , 1859 Wähler .
DieSoziaIdemokratie,diebeider letzten Wahl mit 6396 Stimmen
an dritter Stelle stand , rückte mit 7976 Stimmen an die erste Stelle ;
sie gewann also 1580 Stimmen . Die Liberalen , die 1987 zusammen¬
gingen und 7184 Stimmen erzielten , spalteten sich diesmal ; der

Fortschrittler Korell erhielt 5059 , der Nationalliberale nur
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2510 Stimmen . Der Erfolg der Sozialdemokratie ist um so höher

anzuschlagen , als sie die einzige Partei war , die in diesem Bauern¬

wahlkreis sich offen als Gegnerin der Lebensmittelzölle bekannte .

Der Nationallibcrale halte die Forderungen des Bundes der Land¬

wirte anerkannt , aber nur einen Fußtritt der Bundler dafür

geerntet . Und auch der fortschrittliche Kandidat hatte Bauern zu
fangen gesucht , indein er sich als gemäßigter Schutzzöllner vorstellte ,
womit er übrigens in seiner Partei nicht mehr allein steht . In
letzter Zeit mehren sich die Erklärungen forkschrittlicher Kandidaten ,
namentlich im Osten , die sich gegen die Abschaffung der Schutzzölle
erklären , ohne daß die Zentralleitung der Partei dagegen ein¬

schreitet . Der Fortschritt mausert sich auch auf diesem Gebiet all¬

mählich zum Nationalliberalismus . Die völlige Zerfahrenheit und

Richtungslosigkeit der Nationalliberalen ist bei dieser Wahl in der

auffälligsten Weise zutage getreten . In Hessen behauptet der aus
der nationalliberalen Reichstagssraktiou ausgetretene reaktionäre

Freiherr v. Heyl auf die nationalliberalen Organisationen seinen
großen Einfluß ; die Taktik bei der Gießener Wahl war auf ihn
zurückzuführen , und Agitatoren seiner Richtung haben den größten
Teil der Agitation dort betrieben . Im Namen der Parteileitung
hat jedoch der Abgeordnete Stresemann in einer Mainzer Ver¬

sammlung gegen Heyl gesprochen , und das Gießener national -
liberale Wahlkomitee hatte beschlossen , für die Stichwahl die

Stimmenabgabe freizugeben . Nunmehr haben aber die leitenden

Kreise in Berlin all ihren Einfluß aufgeboten , um diesen Beschluß
umzustoßen , und wirklich haben sie es fertiggebracht , daß die „ge¬
ordnete Wahlkreisvertretung " die nationalliberalen Wähler auf¬
fordert , für den Antisemiten zu stimmen , der ihre Partei in der

niedrigsten Weise bekämpft hat . Also auch die Richtung der National¬

liberalen , die die Heylsche Taktik des Anschlusses nach rechts ver¬

wirft , ist aller Konsequenz so bar , daß ihr der Beschluß im Stich¬

wahlkampf zwischen Sozialdemokratie , die in Kempten - Jnimenstadt
eben für den Nationalliberalen eingetreten war , und Schnapsblock
Neutralität zu beobachten schon zu radikal ist . Trotzdem höre »

manche politische Kindsköpfe nicht auf , für den Block von Basser¬
mann bis Bebel zu schwärmen . Der Fortschritt hat die Parole für
den Sozialdemokraten ausgegeben .

Die preußische Reaktion hat wieder einmal einen ihrer würdigen
Anschlag gegen eine » Vertreter des Proletariats ausgebrütet . Was
sie bereits mehrere Mal « vergeblich versucht hat , das will sie
jetzt doch noch durchsetzen . Genosse 5karl Liebknecht soll aus der
Rechtsanwallschast ausgeschlossen werden . Als Vorwand dient die
von diesem auf dem Magdeburger Parteitag eingebrachte Protest¬

resolution gegen die Vergewaltigung Finnlands durch Rußland
und gegen den Besuch des Blutzaren in Deutschland . Dadurch und

durch seine Begründungsrede soll Liebknecht den russischen Zaren ,
sowie die preußische und sächsische Regierung beleidigt haben ; ferner

hat er ausreizende Äußerungen getan und hat sich durch all dies

der sür den Beruf des Rechtsanwalts erforderlichen Achtung un¬

würdig gezeigt und seine Pflichten verletzt . Die Reichsanwaltschaft ,
die Staatsanwaltschaft in Magdeburg und die Oberstaatsanwalt -

fchast in Naumburg hatten die Anregimg der preußischen Regierung

zur strafrechtlichen Verfolgung des Genossen Liebknecht abgelehnt ,
da sie einsähe », daß in diesem Falle selbst von Reichsgerichts¬

juristen und preußischen Richtern eine Verurteilung nicht zu er¬

zielen wäre . Das alles hat die preußische Regierung nicht gehindert ,

den Oberstaatsanivalt am Kammergericht zu beauftragen , bei

der Anivaltskaniiner Berlin den Antrag auf ein EhrengerichtS -

verfahreu gegen Liebknecht zu stellen . Und nachdem der Vorstand
der Kammer das mit guten Gründen zurückgewiesen hat , ivird er

nun durch einen Beschluß des Kammergerichts trotzdem dazu ge¬

zwungen ! Einerlei , wie dies Verfahren auslausen wird , das eine

steht heute schon fest , daß es dem Verfolgten zur Ehre gereicht ,
und daß es die Schande der preußischen Reaktion mehren wird .

Ter Aufstand in Mexiko gegen das Gewaltregiment des Präsi¬
denten Diaz , des ausführenden Organs amerikanischer Kapitalisten¬

ringe , die das Land anssauaen , hat größeren Umfang angenommen .
Die Bereinigten Staaten zeigen nunmehr Neigung zur offenen

Einmischung . 20000 Mann der Unionsarnjee sind an der inexika -

mscheu Grenze mobilisiert , zunächst um die Grenze für die Revolu¬

tionäre zu sperren und so Diaz zu unterstützen , vielleicht aber auch ,

um bei passender Gelegenheit in Mexiko einzurücken . » . ö.

Gewerkschaftliche Nundschau .

Von einem Reickseinigung samt ist in letzter Zeit vielfach
die Rede . Vor allem tritt die Gesellschaft sür soziale Re¬

form für den Gedanken »in , die großen Wunden , die dem deutschen

Wittschastslebe » durch die Kämpfe zwischen Kapital und Arbeit

geschlagen werden , gewissermaßen durch ein Gerichtsverfahren zu
verhindern . Die bürgerlichen Sozialreformer wünschen ein ver¬
mittelndes Eingreisen des Staates in die Auseinandersetzungen
zwischen Arbeitern und Unternehmer » , und zwar vor Ausbruch des

eigentlichen Kampfes , um die streitenden Parteien zu einer Eini¬

gung zu führen . Diesem Zwecke soll ein Reichseinigungsamt dienen .

Vor ihm zu erscheinen und zu verhandeln sollen die Parteien ge¬

zwungen sein ; eine Forderung , die im Gegensatz steht zu der recht¬

lichen Stellung der jetzt bestehenden Einigungsämter der Gewerbe¬

gerichte . Kommt durch Verhandlungen eine Einigung nicht zu¬
stande , so soll das Reichseinigungsamt einen Schiedsspruch fällen ,
dem sich zu unterwerfen die Parteien jedoch nicht unbedingt ver¬

pflichtet werden können . Das ist ungefähr der Grundgedanke eines

Vortrags , den der Vorsitzende der Gesellschaft für soziale Reform ,
der frühere Staatsminister v. Berlepsch , kürzlich in Berlin hielt .
Der Vortragende versuchte feinen Zuhörern durch eine zahlenmäßige
Darstellung der von den Gewerkschaften verausgabten Streikunter¬

stützungen zu zeigen , welch große materielle Kräfte in den stetig an

Ausdehnung gewinnenden wirtschaftlichen Kämpfen verbraucht wer¬

den , ungerechnet der Verluste , die den Unleruehmern durch die

Unterbrechung der Warenproduktion erwachsen . — Obscho » die

Gewerkschaften heutzutage in ihrem Kampfe um bessere Arbeits .

bedingungen bereits vielfach Gebrauch von schiedsgerichtlichen Ein¬

richtungen machen , so würden sie doch die Idee eines Eingreifens

des Staates in ihre Kämpfe entschieden zurückweisen . Die Arbeiter¬

schaft weiß nur zu gut , und das Verhalten der Regierung in den

sozialpolitischen Reichstagsverhandlungeu der letzten Zeit bestätigt
es wieder , daß der Staat nur der Büttel der Unternehmer ist . Alle

derartigen sozialreformatorischen Einrichtungen nützt er deshalb
aus , um der Arbeiterbewegung neue Fesseln anzulegen . Die Ent¬

wicklung in den Gewerkschaften geht ohnedies dahin , die Lohn¬
streitigkeiten durch selbstgeschaffene Einigungskommissioncn zu
schlichten . In fast allen Gewerben , wo die Gewerkschaften größere
Tarifabschlüsse durchgesetzt haben , bestehen örtliche Tarif - oder

Schlichtungskommissionen , und diesen ist ein Zentralschiedsgericht
oder eine Zentralschlichtungskommission übergeordnet . Im Holz¬
gewerbe ist zum Beispiel bei den derzeitigen Verhandlungen die

Person deS Unparteiischen — die früher Freiherr v. Berlepsch
war — ausgeschaltet worden . Die Buchdrucker kommen seit
Iahren mit ihre » eigenen Einrichtungen aus . Die Freiheit der
Arbeitseinstellung aber muß dein Arbeiter auf alle Fälle
gewahrt bleiben , er würde sonst des wesentlichsten Teiles seiner
sozialen Rechte beraubt werden . Die Furcht vor Streiks ist die
wirksamste treibende Kraft , ivelche dem Unternehmertum bessere Ar¬

beitsbedingungen abpreßt und es zur Respektierung vereinbarter

Verträge zwingt . Die Möglichkeit des Streiks ausschalten , hieße
die Arbeiter und Arbeiterinnen mit gebundenen Händen und Füßen
der Kapitalisten klaffe und ihrem Staate ausliefern . Die gutgemeinten
Vorschläge der Herren Sozialreformlcr in allen Ehren : die Ar¬

beiterklasse dankt sür sie.
Mit Beginn des Frühjahrs und der Besserung der Konjunktur

in vielen Gewerben werden die Lohnbewegungen wieder zahlreicher .
So sind im Gärtnergewerbe an etwa zivanzig Plätzen Lohn¬
bewegungen im Gange , die auf den Abschluß von Tarisverlrägen
abzielen . Die Struktur dieses Gewerbes erschwert den gewerk¬
schaftlichen Kampf , immerhin hat die kleine , jedoch tüchtige Gewerk¬

schaft der Gärtner in den letzten Jahren die unleidlichen Arbeits¬

verhältnisse wesentlich verbessert . So ist es ihr vor allem gelungen ,
die Aufhebung des Kost - und Logiszwanges beim Meister durchzusetzen .

Eine Tarifbewegung größeren Umfanges bereitet sich mit Ab¬

lauf der bis zum 30 . Juni geltenden Tarifverträge in der Leder¬

waren - , Album - und Reiseartikelindustrie vor . Es
kommen für diese Bewegung etwa 7500 Arbeiter und Arbeiterinnen
in Betracht . Sie verlangen eine neunstündige , Sonnabends eine

siebenstündige Arbeitszeit für Stadt und Landorte , 10 Prozent
Lohnerhöhung und einige kleinere Verbesserungen der Arbeits¬
bedingungen .

Auch im Tapeziergewerbe laufe » in 35 Städte » Tarife
ab oder sollen neue geschaffen werden . In de » meisten Orten wer¬
den die neuen Tarife ivohl durch Verhandlungen zustande kommen ,
i » Berlin dagegen sind die Verhandlungen gescheitert . Die Unter¬

nehmer wollen dort keinerlei Verkürzung der schon seit fünf Jahren
geltenden bO stüudigen wöchentlichen Arbeitszeit zugestehen . Tie Ge¬

hilfen verlangen eine 48 stündige Arbeitszeit und eine Lohnerhöhung
von 5 Pf . pro Stunde für die Vertragsdauer . Die Unternehmer
drohen mit einer Aussperrung .

Die Schiffer , Heizer und Maschinisten der Oder¬

schi fsahrt haben den Reedern Forderungen eingereicht . Sie ver¬
langen Löhne von 110 bis 130 Mk. pro Monat , Mehrbezahlung
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für Überarbeit , eine feste zehnstündige Arbeitszeit . Durch Versamm¬

lungen und eine umfasiende Flugblattverbreitung in allen Hafen -
plntzen der Oder ist die Bewegung eingeleitet worden . An der Be¬

wegung beteiligt sind etwa 3000 Personen , die meist dem Trans¬

portarbeiterverband angehören .
Die Aussperrung der in der Rauchwarenindustrie be¬

schäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen in Leipzig und Um¬

gegend dauert nun bereits elf Wochen . Zirka 80 Prozent aller

Rauchwarenzurichter sind von ihr betroffen . Arbeitswillige haben

sich nicht gefunden , und der Verband wird den Kampf weiterführen .

In der Lohnbewegung der Rohglasschleifer in der Ober¬

pfalz hat die bayerische Regierung vermittelt . Die Unternehmer

machten zu den schon gegebenen sehr geringen Zugeständnissen

einige weitere , und angesichts der ganzen Lage schien es den Ar¬

beitern geraten , diese Vorschläge anzunehmen .
Der große Kampf im Schuhgewerbe in Weißenfels

konnte gleichfalls beendet werden . Die Unternehmer sicherten die

sofortige Einführung der 9' / , stündigen Arbeitszeit zu und LS Pro¬

zent Lohnzuschlag für Überstundenarbeit ; die Arbeiter verlangten

bekanntlich die neunstündige Arbeitszeit .

In Halle und dem Bezirk Merseburg sind etwa 500

Steinsetzer ausgesperrt , da über die Erhöhung des Stunden¬

lohns und die Tarifdauer keine Einigung erzielt wurde .

Das Eingreifen der Polizei in den Streik bei der Schoko¬
laden - und Zuckerwarenfabrik Mahn Co . in Wolfen¬

büttel , an dem 50 Arbeiter und Arbeiterinnen beteiligt sind , zeitigte
ein kleines Moabit . Wegen sieben Arbeitswilligen , die die Firma

aufgebracht hatte , kam es auf der Straße zu ernstlichen Zusammen¬
stößen mit der Polizei . Die Arbeitswilligen sind — wie diese Be¬

hörde weiß — mit Revolvern ausgerüstet , und sie bedrohen mit

ihren Mordwaffen jeden , der ihnen in den Weg tritt . Die „ Raus¬

reißer " sind in den Betriebsräumen einquartiert ; eine sehr appetit¬

liche Einrichtung für eine Nahrungsmittelfabrik , doppelt appetitlich ,
weil bekanntermaßen die Streikbrecher in allen Winkeln aufgelesen
werden .

Die Bauunternehmer sind eifrig am Ausbau ihrer Organi¬
sation tätig . Sie wollen für künftige Kämpfe wohl gerüstet sein .
Das zeigt auch die Tagesordnung ihrer im März in Nürnberg
tagenden Hauptversammlung . Die Unternehmer werden dort
beraten über die Bildung eines Wehr schätz es für den Arbeit -

geberbnnd im Baugewerbe , über die Materialsperre als Hilfs¬
mittel bei Arbeitskämpfen und über den Ausbau der Bezirks¬
und Ortsverbände zu widerstandsfähigen Kampforganisationen .
Natürlich werden die Bauarbeiter ihrerseits solchen Rüstungen nicht
müßig zusehen . Sie wissen , wessen sie sich von ihren Gegnern zu
versehen haben .

Aus der Textilindustrie . Mit dem l . Oktober wird in der
Lausitzer Tuchindustrie der Zehnstundentag allgemein ein¬

geführt werden , wie Anschläge der Unternehmer in den Fabriken
kund tun . Offenbar um den Schein freiwilligen Handelns zu er¬
wecken , hatte der Arbeitgeberverband für die Bewilligung dieser
alten Arbeiterforderung einen Zeitpunkt gewählt , wo die Arbeiter
mit einer entsprechenden Anregung nicht hervorgetreten waren . In¬
dessen können die Herren dadurch niemand täuschen . Die Einführung
des Zehnstundentags ist die letzte Frucht jahrelangen zähen gewerk¬
schaftlichen Kampfes . Die wenigen Orte , welche die verkürzte Arbeits¬

zeit noch nicht haben , wie Crimmitschau und Werdau , werden
in absehbarer Zeit schon aus Gründen der Konkurrenzfähigkeit ge¬
nötigt sein , dem Beispiel der Lausitzer Fabrikanten Folge zu leisten .
In der Tuchindustrie ist um den verkürzten Arbeitstag heiß ge¬
stritten worden . Die besonderen Verhältnisse der Industrie und
wohl auch ein von den wehrhaften Tuchknappen der Zunftzeit er¬
erbter Trotz geboten den Arbeitern oft , zum Kampfe zu schreiten .
Der Entscheidungskampf um den Zehnstundentag wurde 1903 in
Crimmitschau ausgefochten . Von da ab trat der kurze Arbeits¬
tag seinen Siegeszug durch die Tuchindustrie Deutschlands an .
Neben Crimmitschau waren große Kämpfe um den verkürzten Ar¬

beitstag zu verzeichnen in Kottbus , Neumünster , Aachen . Die

früher nicht organisierte Arbeiterschaft des Rheinlandes hat durch
die Kämpfe , die unter der Führung der sozialdemokratischen Ar¬
beiter geschlagen wurden , außerordentliche Fortschritte gemacht . Ein

Ergebnis dieser Kämpfe war die Verkürzung des Arbeitstags . Nun

hat der Zehnstundentag auch die Lausitz erobert . Hier spielt die

Frage des Zehnstundentags seit 190S eine größere Rolle , überall

forderten die Arbeiter damals den Zehnstundentag . Die Unter¬

nehmer gestanden schließlich einen Arbeitstag von 10' / » Stunden

zu. Di « Tuchindustriellen Deutschlands hatten sich verpflichtet , so¬
weit der Beschluß nicht schon überholt war , den reinen Zehn¬
stundentag nirgends zu bewilligen . Aber die Arbeiterforderung

wurde immer allgemeiner . Auch in den letzten Oktoberversamm¬

lungen wurde der Ruf nach dem Zehnstundentag stürmisch er¬

hoben . Die letzte Generalversammlung des Verbandes hatte der

Bewegung ihre Unterstützung zugesagt . Die Unternehmer konnten

nicht im Zweifel sein , daß ihre Position über kurz oder lang un¬

haltbar würde . Sie wählten daher das Bessere und gaben nach . K. j.

Zur Lohnbewegung in der Bielefelder Wäscheindnstrie .

Nach Beendigung des siebenwöchigen Streiks und der Arbeitsauf¬

nahme am 12. Dezember 1910 begannen sofort die Verhandlungen
über die Tarife mit den bestreikten Firmen . Sie haben sich bis zum
20 . Februar d. I . hingezogen , wo es mit den einzelnen Firmen zum
Abschluß von Lohntarifen kam . Zwischen der Arbeitgeber - und der

Arbeitnehmerorganisation wurde außerdem ein Vertrag vereinbar�
der unter anderem folgendes „ für unbestimmte Zeit " festsetzt :

Zur Beilegung von Tarifstreitigkeiten wird eine Kommission ge¬
bildet , bestehend aus drei Arbeitgebern , drei Arbeitnehmern und

den beiden Geschäftsführern der Organisationen . Kommt die Kom¬

mission zu keiner Einigung , so ist das Gewerbegericht als Eini¬

gungsamt zuständig . Wegen der tariflichen Regelung von neuen

Lohnsätzen beziehungsweise wegen Änderung der tariflich festgesetzten

Lohnsätze infolge maschineller Verbesserungen sind von den Parteien

besondere Anträge zu stellen . Maßregelungen dürfen beiderseitig

nicht stattfinden . Die Arbeitszeit beträgt täglich , mit Ausnahme

von Sonnabend , für die Arbeiterinnen 9' /, , für die Zuschneider
9 Stunden . Sonnabends beträgt die Arbeitszeit für Arbeiterinnen

und Zuschneider 7 Stunden und endigt nachmittags 2' / « Uhr .
Kleine Abweichungen bezüglich der Beendigung der Arbeitszeit an

Sonnabenden bedürfen der Zustimmung der beiderseitigen Organi¬
sationen . An den Festtagen zu Ostern , Pfingsten und Weihnachten

endet die Arbeitszeit am vorhergehenden Wochentag mittags 12 Uhr .

Für Überstunden wird pro Stunde 10 Pf . vergütet . Die Mitgab «

von Arbeit für die im Betrieb beschäftigten Arbeiterinnen ist seitens

der Betriebsleitung zu untersagen . Die Lohnzahlung erfolgt wöchent¬

lich Freitags . Die gegenseitige Kündigung ist für Arbeiterinnen

und Zuschneider eine vierzehntägige . Gekündigt darf nur an einem

Lohntag bis morgens 10 Uhr werden . Bei schlechtem Geschäfts¬

gang ist die Arbeit bei den Arbeitern und Arbeiterinnen gleich¬

mäßig zu verteilen . Wenn notwendig , ist die Arbeitszeit zu verkürzen ,

um Entlassungen im größeren Umfang zu vermeiden . Lok .

Notizenteil .
Frauenarbeit auf dem Gebiet der Industrie ,

des Handels - und Verkehrswesens .

Vermehrung der weiblichen Postbeamten . Der Ersatz männ¬

licher Beamten durch weibliches Personal soll künftig auch bei

den Postämtern lll eingeführt werden . Die Entlohnung der weib¬

lichen Schreibgehilfen , die mindestens 16 Jahre alt sein müssen ,

beträgt jährlich ZKV Mk . Das Grundgehalt für Gehilfinnen ist

auf 3V0 bis 7VV Mk . angesetzt ; durch Jahreszulagen von S0 Ml .

kann ein Höchstgehalt von 800 bis 1000 Mk . erreicht werden .

Wer das Glück hat , später einmal einem Verkehrsamt l oder ein «»

Oberpostdirektion zugeteilt zu werden , kann eine etatmäßige Be¬

soldung von 1300 bis 1300 Mk . erreichen ( dazu ein Wohnungsgeld

von 220 bis S70 Mk. ) . Die Reichspost mit ihren nahezu 80 Millionen

Mark llberschüssen begünstigt die Frauenarbeit nur aus Sparsam¬

keitsgründen . Die den Frauen abgezwackten Millionen werden dann

den reichen Kanonen - und Panzerplattenfabrikanten für neue Mord¬

werkzeuge zugewendet . _ mg .

Arbeitsbedingungen der Arbeiterinnen .

Die Herabwürdigung der Lehrmädchen zu Streikbreche¬
rinnen war , wie unsere Leserinnen wissen , in Bielefeld ver¬
sucht worden . Eine Firma der Wäscheindustrie hatte sich auf den

Lehrvertrag berufen , um die Lehrmädchen zur Weiterarbeit zu
zwingen . Nachdem die Polizeibehörde auf Einspruch der Arbeiter¬

schaft das Ersuchen der Firma Kayser S. Co . abgelehnt hatte ,
die streikenden Lehrmädchen zwangsweise den Unternehmern zuzu¬
führen , wandte sich das Haus beschwerdeführend an den Regierungs¬
präsidenten in Minden . Dieser erklärte die Entscheidung für zu¬
treffend . Darauf klagte die Firma beim Gewcrbegericht , wurde

hier jedoch ebenfalls abgewiesen , trotzdem sie sich zwei Fälle aus¬

gesucht hatte , die für sie insofern günstig lagen , als die Lehrver¬
träge ein Jahr wirklicher Lehrzeit vorsehen und nicht nur zwei
bis drei Monate . Die Firma verlangte Entschädigung auf Grund
des H 127g . der Neichsgewerbeordnung in einem Falle für das

Fehlen von 108 Tagen an der Beendigung der Lehrzeit ä 1 Mk .
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pro Tag — 108 Mk. , im zweiten Falle für 147 Tage ü L7' / » Pf .

pro Tag — 9g,20 Mk. Sie hatte den betreffenden Lehrmädchen
12 Mk . Lohn wegen Kontraklbruchs einbehalten . In der Begrün¬

dung des abweisenden Urteils heißt es : „ Ein Lehrvertrag verlangt ,
um gültig zu sein , daß die Lehrzeit ausschließlich oder haupt¬
sächlich der Ausbildung dient . Das ist bei diesen Verträgen
nicht der Fall , sie müssen deshalb als ungültig angesehen werden . "
Die Entscheidung zeigt , wie übel beraten Lehrmädchen und ihre
Angehörigen sind , wenn sie sich bei Arbeitseinstellungen durch
Drohungen mit dem Lehrvertrag ins Bockshorn jagen lassen . Darüber

hinaus mahnt aber der Borgang in seiner Gesamtheit zur äußersten
Vorsicht beim Abschluß von Lehrverträgen . Das Unternehmertum
versucht jede Lücke , jede Unklarheit solcher Verträge seinem Profit¬
hunger nutzbar zu mache » . a. xcb .

Soziale Gesetzgebung .
Arbeiterinnen , ForibildungSschnlnntcrricht und Nnter -

nehmerelend . Dem Reichstag ist eine Petition zugegangen ,
welche den Kreisen der Papier verarbeitenden Industrie
und des Papierhandels entstammt . An der Spitze der Unter¬

zeichner steht der Vorsitzende des Papierindustrie Vereins ,

Kommerzieural Max Krause in Verlin ; es folgt der Nürnberger
Konunerzienrat E. Mayer . Die Herren beschwören die gesetzgebende
Körperschaft des Reiches , sie möge bei der Beratung der Eewerbe -

ordnuugsuovelle ( H 120 Absatz 8 des Entwurfes ) die Vorschläge
der Regierung über den Besuch des Fortbildungssch ulunter -

richtes nur mit Einschränkungen annehmen . Denn es würde in

Unternehmerkreiseil als Nachteil empfunden , wen » die Verpflich¬

tung zum Besuch der Fortbildungsschulen , die jetzt nur

für männliche Arbeiter unter 13 Jahren und für iveibliche Gehilfen
und Lehrlinge des Handelsstandes besteht , allgemein auf Ar¬

beiterinnen unter 13 Jahre » ausgedehnt werden sollte . Be¬

dauerlicherweise sei durch d�n Fortbildungsnnterricht die Arbeits¬

leistung der Arbeiterschaft schon derartig geschädigt , daß eine weitere

Ausdehnung des Schulzwangs die schlimmsten Folgen haben müsse .

In Verbindung mit dem seit 1. Januar 1010 in Kraft getretenen

gesetzlichen Zehnstundentag ( Z 137 Absatz 2) — so befürchten
die Unternehmer — könne der augeregte Schulbesuchszwang ein »
weitere Einschränkung der Ausbeutungsmöglichkeit herbeiführen .
Man höre die Herren selbst :

„ Nachdem seit dem 1. Januar d. I . die tägliche Höchstarbeits¬
zeit für Arbeiterinnen auf 10 gegen früher 11 Stunden beschränkt
worden ist , sahen sich viele Papierverarbcitungsbetriebe , die durch¬

schnittlich ein Drittel männliche und zwei Drittel weibliche Ar¬

beiter beschäftigen , gezwungen , etwa ein Zehntel mehr

weibliches Arbeitsperson�l als vordem einzu¬

stellen , um die frühere Produktionsleistung auf¬

rechtzuerhalten . Da auch fast alle anderen Industrien ,

welche vordem eine durchschnittliche ll slündige Arbeitszeit hatten
und seit dein 1. Januar d. I . für das iveibliche Personal auf
10 Stunden zurückgehen mußten , ebenfalls etwa ein Zehntel

weibliches Arbeits personal mehr beschäftigen

müssen , sind wenig oder gar keine arbeitslosen Mädchen ( so¬

weit sie aus ) als arbeitswillige Mädchen anzusehen sind )

vorhanden , und es kann deshalb für die fortbildungsschulpflich -

tigeu Mädchen überhaupt kein Ersatz gesunden werden , so daß

in einzelnen Städten heute schon empfindliche Betriebsstörungen

»vegen A r b e i t e r i n n e n in a n g e l eintreten . "

Diese Klage rührt gewiß den in seiner großen Mehrheit für

lluternehmerzähren empfänglichen , gutherzigen Reichstag , so daß
er den Wunsch der Herren erfüllt :

« Der Fortbildungsschulunterricht für Arbeiterinnen soll
nur bis zum 10. Jahre vorgesehen und an Werktagen auf die¬

jenigen Stunden verlegt werden , die nicht in die Arbeitszeit der

Fabrikbelriebe fallen , also etwa von abends 7 Uhr ab . "

Das wäre zwar ein total verfehlter Unterricht , aber dafür

triumphiert� das Profilinlereffe der Kapitalisten . Wie könnte da die

bürgerliche Mehrheit im Zweifel sein , was ihres Amtes ist ! mg .

Sozialistische Frauenbewegung im Ausland .

I- k. Bon dem Wirken der Genossinnen in Mailand erzählen
die Bemühungen , bei den letzten Gemeinderatswahlen im Januar
d. I . auch die arbeitenden Frauen wachzurütteln und sie zu ver -

anlaffcn , ihren Einfluß für die sozialistischen Kandidaten geltend
i » macheu . Tie sozialistische Frauengruppe wendete sich in einem

Zusprechenden Flugblatt au die Arbeilerinucn , weiblichen Angc -
liellten und Hausmütter . Diesen wurde nachgewiesen , in welch

siarkem Maße ihr und der Ihrigen Wohl und Wehe von den Zu¬

ständen abhängt , über welche die Stadtverwaltung entscheidet .
Als Gegensatz zu dieser Abhängigkeit hob das Flugblatt die Recht¬

losigkeit des weiblichen Geschlechts hervor . Auch durch unermüd¬

liche Agitation suchten die Genossinnen in deni gleichen Sinne zu
wirken . Kurz , die Zeit des Wahlkampfes wurde von der sozialistischen

Frauenorganisation nach Kräften ausgenützt , um den Gedanken des

Frauenwahlrechts unter die Massen zu tragen , aber auch um die

Frauen aufzurufen , durch energisches und zielklares Eintreten für
die sozialistischen Kandidaten ihre politische Reise zu bekunden . Ihre

Bestrebungen sind in jeder Beziehung von der allgemeinen sozia¬
listischen Parteiorganisation in Mailand unterstützt worden . Hoffen
wir , daß das Mailänder gute Beispiel in anderen Orten Nachfolge
findet . _

Frauenstimmrecht .
Di « Beteiligung der Frauen an den Gewcrbegerichtswahlen

in Osterreich . Im Gegensatz zu Deutschland besitzen die Frauen
in Osterreich das aktive Wahlrecht für die Gewerbegerichte , auch
sie wählen die Beisitzer dazu mit . Das arbeitsstatistische Amt des

österreichischen Handelsministeriums hat soeben auf Wunsch des

Verbandes deutscher Gewerbe - und Kaufmannsgerichte eine Umfrage
über die Beteiligung der Frauen an den Wahlen vorgenommen .
Es ergab sich , daß sich bisher nur bei zwei kleineren Gerichten die

Frauen nicht an den Wahlen beleiligten . Bei den größeren Ge¬

richten war die Wahlbeteiligung der Frauen verhältnismäßig stark .

Es stimmten bei den letzten Wahlen im Jahre 1910 Frauen in

Aussig ö00 , Jägerndorf 340 , Pilsen 109 , Plößnitz 268 ,

Reichenberg 322 , Trieft 843 , Wie « 620 , Gratz 200 usw . Er¬

freulich ist vor allem , daß die Beteiligung der Frauen a » den

Wahlen ständig gewachsen ist . So übten inBielitz imJahre1908

ihr Wahlrecht 293 Frauen aus , im Jahre 1910 aber 410 , in

Czernowitz stieg in der gleichen Zeit die Wahlbeteiligung von
32 auf 88 usw . Tie Unterscheidung der Wähler nach Unternehmern
und Arbeitern ergibt , daß überall auch eine Anzahl Arbeitgeberinnen
an der Wahl teilnahmen . Tie Trennung der Wähler nach Berufs -

zmeigen zeigt , daß vornehmlich die Textilarbeiterinnen au der

Wahlurne erschienen . Das niitgeteilte Material ist ein Beweis mehr

gegen das Philistergerede : die Frauen brauchen das Wahlrecht nicht ,
sie wollen es nicht und benutzen es nicht . Die Ersahrungen in
Osterreich lassen es um so beschämender erscheine », daß die deutsch «
Gesetzgebung den Arbeiterinnen das Wahlrecht zu ihren Beruss -
gerichten noch vorenthält . Die deutschen Arbeiterinnen werden sich
dieses Recht erobern , das die Sozialdemokratie seit je für sie ge¬
fordert hat . x. sab .

Der Wahlrechtskampf in Dänemark . Wie bereits früher

mitgeteilt worden ist , hat sich der dänische Reichstag verschiedene
Male mit einem Gesetzentwurs beschäftigt , der die Herabsetzung des

WahlrechtSalters bezweckte sowie die Ausdehnung des Wahlrechts
auf die Frauen und Dienstboten , die beide bis jetzt vom Besitz des

politischen Wahlrechts ausgeschloffen sind . Im verflossenen Winter

hat der Reichstag sich wiederum mit der Frage einer Änderung der

Verfassung befassen müssen . Es lag ihm unter anderem ein An¬

trag der Sozialdemokratie vor , das Einkammersystem einzuführen ,
ebenso aber auch gleiches und allgemeines Wahlrecht zum Parla¬
ment — natürlich mit voller Gleichberechtigung beider Geschlechter — ,
Volksabstimmung und Vorschlagsrecht des Volkes . Der Gesetzent¬
wurf der sozialdemokratischen Partei wurde verworfen , dagegen
nahm daS Folkething einen Gesetzentwurf an , der von der Regie¬
rung zur Verfassungsresorm eingebracht worden war . Selbstver¬
ständlich läßt dieser Entwurf das volksfeindliche Zweikammersystem
bestehen , bringt jedoch eine Herabsetzung des Wahlrechtsalters zum
Folkething von 30 aus 20 Jahre , ferner das Wahlrecht für die
Frauen und für die Dienstboten , wie auch die Bestimmung , daß
die Frauen so gut wie die Männer als Mitglieder des Folkethings
gewählt werden können . Die Annahme des Gesetzentwurfes der
Regierung im Folkething bedeutet nun freilich noch keine Lösung
der Frage . Der Entwurf ging an das Landsthing . Dieses Thing
ist zur Hälfte auf Grund eines privilegierten Wahlrechts zu¬
sammengesetzt , und die bevorrechteten Gesellschastsklassen üben noch
ein zweites Mal das Wahlrecht aus , wenn die zweite Hälsle des

Things gewählt wird , was auf Grund des allgemeinen Wahlrechts
geschieht . So besteht das Landsthing vor allem aus Großgrund -
besitzern uud Großkapitalisten . In der Folge können die Konserva¬
tiven ( Höire ) der Regierungsparlei eine kleine Majorität entgegen¬
stellen , selbst wenn diese bei der Entscheidung über den Entwurf
die Stimmen der im Landsthing sitzenden vier Sozialdemokraten
und der vier Radikalen erhält . Unter der gegenwärtigen Situation
hat daher der Gesetzentwurf kaum Aussicht , angenommen zu wer¬
den . Möglicherweis « kommt aber «in Kompromiß zwischen der Regie -
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rung und einem Teil der Konservativen zustande . Das Resultat

davon würde jedoch kaum nach irgendwelcher Seite hin zufrieden¬

stellend sein . Mehr als ein Kompromiß hat vorläufig keine Aus¬

sicht auf Annahme im Landslhing , weil die Negierung selbst kein

starkes Interesse daran hat , daß eine Gerechtigkeit atmende Ver -

fassnngsreform zustande kommt . Die Forderung des Wahlrechts

für die Frauen ist aber nun so weit erstarkt , daß sie sich nicht mehr

erdrosseln läßt . Obgleich ihre Verwirklichung gegenwärtig im Lands¬

thing nicht sicher ist , sind wir doch dahin gelangt , daß weite Kreise
die Berechtigung des Frauenwahlrechts anerkennen . Es ist daher

je länger je weniger möglich , dem weiblichen Geschlecht seine poli¬

tische Emanzipation zu versagen . Wie lange Zeit es dauern wird ,

bis die Wahlrechtsreform in Dänemark eine befriedigende Lösung

findet , kann man selbstredend nicht voraussagen . Es hängt von

der Entwicklung der politischen Verhältnisse sowie davon ab , welche

Kraft sich nach und nach in den Organisationen der Sozialdemo¬
kratie sammelt . Immerhin darf man behaupten , daß die Durch¬

führung einer ernsten demokratischen Wahlrechtsreform in Dänemark
in absehbarer Zeit erfolgen wird . Th . Stauning , Kopenhagen .

Sozialistische Frailcnstimmrcchtsvereine in New Z) ork . Das

Frauenkomitee der Sozialistischen Partei von New Jork hat im

Laufe dieses Winters eine Reihe sozialistischer Frauenstimmrechts¬
vereine gegründet . Der Hauptzweck dieser Organisationen ist , die

sozialistische Propaganda unter jene Arbeilerinnen und Arbeiter¬

frauen zu tragen , die der sozialistischen Bewegung noch fernstehen ,

wohl aber etwas Interesse für die brennende Frage des Frauen¬

wahlrechts haben . Nachdem hiesige bürgerliche Frauenrechtlerinnen
offen gestanden haben , daß es ihnen bisher nicht gelungen ist , mit

ihrer Propaganda die Massen der Arbeiterinnen zu erreichen , ist
es mehr als je Aufgabe der sozialistischen Frauen geworden , die

Proletarierinnen für die sozialistische Frauenbewegung zu gewinnen .
Unsere sozialistischen Frauenvereine sind noch jung , aber haben sich

schon in bescheidenem Maße einen Wirkungskreis erobert . Die Mit¬

gliedschaft besteht fast ausschließlich aus Lohnarbeiterinnen . Die
Vereine wirken propagandistisch nach außen , ' schulend » ach innen .
Das . letztere geschieht durch Bildungsabende — Vorträge , Vor¬
lesungen und Diskussionen — unter den Mitgliedern selber . Das
erstere durch eine systematische Verteilung von Flugschriften und
die Veranstaltung öffentlicher Versammlungen . An der großen
Massenversammlung , die am Frauentag in New Uork abgehalten
wurde , waren die sozialistischen Franenstimmrechtsvereine auf das

lebhafteste beteiligt . Iii . l, . L.
I. k . Volles Vürgerrccht der Frauc » in Italien hat in einem

Manifest die Mailänder Sektion der italienischen Sozia¬
listischen Partei zusammen mit der ihr angeschlossenen sozia¬
listischen Frauenorganisation gefordert . Das Manifest
erhebt wuchtigen Prolest gegen die volksfeindliche Zoll - und Steuer¬

politik des Staates , der Provinzial - und Gemeindeverwaltungen ,
eine Politik , die in Italien wie in Deutschland de » unentbehrlich¬
sten Lebensbedarf der ausgebeuteten Volksmassen unerträglich künst¬
lich verteuert , vor allem Brot , Fleisch und Gemüse . Es stellt fest ,
daß diese räuberische Plünderung der breiten Massen nicht eher
wirksam bekämpft werden kann , bis das Wahlrecht zum Parlament
und den Verwaltungskörperschasten der Provinzen und Gemeinden
aushört , das Vorrecht einer kleinen ausbeutenden und herrschenden
Minderheit zu sein . Das Manisest klingt daher wie folgt aus :
„ Das Komilee zur Bekämpfung der Lebensmiltelteuerung und zum
Kampfe für das Wahlrecht betont , daß es für das Proletariat
zwingende Notwendigkeit ist , die wuchtige Waffe des allgemeinen
politischen und administrativen Wahlrechts zu fordern und sich
seiner zu bedienen , um seine eigenen Rechte als produktive Klasse
zu verleidigen , die Schöpferin aller Reichtümer ist ; um das eigene
dringlichste Lebensinteresse als Konsumenten zu schützen , um den
Altersrentenkassen die Schätze zuzuführen , welche von den herr¬
schenden Klassen mit wahnwitziger und sich steigernder Verschwen¬
dung in den bodenlosen Abgrund der Rüstungen geworfen werden ,
deren Gewicht — zusammen mit dem der Zinsen der öffentlichen
Schulden — jeden Anlauf zu einer kulturellen Entwicklung des
Landes lähmt und zur Unfruchtbarkeit verurteilt . Das Komilee er¬
klärt , daß das allgemeine Wahlrecht ein Hohn auf sein eigenes
Wesen sein würde , wenn von seinem Besitz die arbeitende Frau
ausgeschlossen bliebe , welche unter der herrschenden Ordnung am

meisten leidet und das höchste Interesse daran hat , sich gegen sie
zu schützen und sie umzugestalten . Das Komitee fordert daher alle

Frauen des arbeitenden Volkes ans , mit dem männlichen Prole¬
tariat zusammen den großen Kampf für die Menschheitsbesreiung
mitzukämpfen , der keinen sozialen Unterschied bei den Geschlechtern
kennt , ein Kampf , den nur die feste und dauernde Vereinigung der

Kräfte aller Unlerdrücklen und Enterbten zum Siege führen kann . "

Die Agitation der englischen Suffragetteö für das Damen¬

wahlrecht hat an Wirkung beträchtlich verloren . Von größtem Ein¬

fluß darauf ist die vernichtende Abrechnung gewesen , die der Minister

Churchill im Parlament letzten Herbst mit der stockreaktionären

„ Versöhnungsbill " gehalten hat . Ihre klärende Wirkung trat unter

anderem auch darin zutage , daß bei den letzten Wahlen im De¬

zember 1910 der selbständige Kandidat der Frauenrechtlerinnen im

Wahlkreis St . Pancras ( London ) ganze 22 Stimmen erhielt . Die

Lächerlichkeit dieser Kandidatur hat andererseits dazu beigetragen ,
das Interesse an der srauenrechtlerischen Agitation noch mehr er¬

kalten zu lassen . Das um so mehr , als sie die allgemeine Vermutung

zu bestätigen schien , die Agitation der Suffragettes werde erheblich
mit konservativem Gelde unterstützt . Bei den hohen Kosten einer

Kandidatur in England muß den Damen jede Stimme ihres Kandi¬

daten durchschnittlich reichlich 200 Mk . gekostet haben , die Auf¬

wendungen für die Agitation nicht mitgerechnet . Je mehr das

Damenwahlrecht der „Versöhnungsbill " an Boden verloren hat , um

so mehr hat dafür die Forderung eines demokratischen Wahlrechts

für beide Geschlechter gewonnen . Das Los hat darüber ent¬

schieden , daß noch in dieser Parlamentssession über die Forderung
des beschränkten Frauenivahlrechts verhandelt werden soll . Der

Ministerpräsident Asquith hatte im letzten Parlament kurz vor

dem Ende der Session erklärt , die Regierung werde nur einen dies¬

bezügliche » Antrag akzeptieren , wenn seine Fassung ein Amendement

zulasse , welches eine demokratischeReform des Wahlrechts sichere .

Hält er sein Verzechen , so muß die Regierung zum Kämpfer für die

Demokratie gegen das srauenrechtlerische Geldsacksivahlrecht werden .

Verschiedenes .

Zur Jrrenstatistik . Das Oktoberheft der „Statistischen Mit¬

teilungen " Badens enthält folgende Angaben über die sechs staat¬

lichen Irrenanstalten . Unter den 3L18 untergebrachten Kranken

( I,7S auf tausend Einwohner ) waren 17Z2 weiblichen Geschlechts
oder 48 Prozent . Das weibliche Geschlecht überwiegt unter der

badischen Bevölkerung ; es kamen I90ö auf 100 Einwohner 60,42

weibliche . Von den Insassen der Irrenanstalten ist etwa ein Zehntel
verwitwet oder geschieden , über ein Viertel verheiratet , 03,8 Pro¬

zent sind ledig ; 53,1 Prozent katholisch , 33,7 Prozent protestantisch ,

2,9 Prozent israelitisch ; bei 10 Irren ist das Religionsbekenntnis
nicht festgestellt . Einfache Seelenstörung wurde bei 2917 ( 30 Prozent )
Irren konstatiert , darunter 1578 weiblichen ; 242 ( 65 weibliche ) leiden

an Jmbecillität , Idiotie und Kretinismus , 173 ( 31 weibliche ) an

Epilepsie usw . Nach der sozialen Stellung gehören 83,7 Prozent
der Kranken der wenig bemittelten Bevölkerung an , das heißt sie

werden als Insassen der dritten Klasse verpflegt . In 42 Prozent
aller Fälle kommen die Kranken oder ihre Angehörigen für die

Verpflegung ? kosten auf ; in 39,1 Prozent der Fälle muß der Orts - ,
in 12,5 Prozent der Fälle der Kreis - und Landarmenverband die

Kosten bezahlen . wß; .
Alimentcndriickcbcrgcr . Tie französische Adelsdevise noblesss

adlige — Adel verpflichtet — ist selten mehr als eine bloße Redens¬

art gewesen . Für unser raffgieriges Agrariertum hat sie jedenfalls
nie Geltung besessen . In frischer und hoffentlich frisch bleibender

Erinnerung sind noch seine unverschämten Zoll - unv Steuerraub¬

züge auf die Taschen der Minderbemittelten . Daß man aber in

jenen Kreisen die Schonung des eigenen Portemonnaies nicht nur
im Großen , sondern auch im Kleinen und Kleinlichen meisterhaft

versteht , zeigt folgende Tatsgche , die das Bild der agrarischen Ost¬
elbier zu vervollständigen geeignet ist :

Bei der Beratung des Berliner Stadthaushaltetats wies der
Stadtkämmerer darauf hin , daß die Wohlfahrtsinstitute und Kranken¬

häuser der Stadt Berlin zu einem beträchtlichen Teil von agrari¬
schen Drückebergern ausgenutzt werden . Bei den Entbindungen in

unseren Krankenhäusern — führte er aus — sind 18 vom Hundert
der Wöchnerinnen auswärtige . Die Dien st mägde aus

Mecklenburg werden in solchen Fällen hierher ab¬

geschoben , und die Stadt Berlin hat danwnoch für
die Kinder zu sorgen .

Erst mißbrauchen die feudalen Arbeitgeber die wirtschaftliche
Abhängigkeit ihrer weiblichen Ausbeutungsobjekle für ihre Gelüste
und dann entziehen sie sich auf rasfinierle Weise der Pflicht der

Alimentenzahlung . Die schmutzige Gesinnung , die sich in solchem
Handeln offenbart , stört in den Kreisen der Vornehmen niemand .
Das sind die Leute , die sich anmaßen , ein mündiges Volk zu re¬

gieren . Iii . kt .

«ermilwortltch für dt « NedaMon : Frau «lara Z- INn tZundeh . WtlhelmShohe .
Post Degerloch bei Stuttgart .

Drucl und «erlag von Paul Singer tn Stuttgart .
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